
Soldat im Nuklearzeitalter – Aporie der Schuld 

oder Primat des Gewissens? 

Versuch einer Ethik des Soldaten im Angesicht der M assenvernich-

tungswaffen 

 
 

ZUM EWIGEN FRIEDEN 

Ob diese satirische Überschrift auf dem Schilde jenes hollän-
dischen Gastwirts, worauf ein Kirchhof gemalt war, für die 
Menschen überhaupt, oder besonders die Staatsoberhäupter, 
die des Krieges nie satt werden können, oder wohl gar nur die 
Philosophen gelte, die jenen süßen Traum träumen, mag da-
hingestellt sein. 

Immanuel Kant, 1795 

1. Handlungstheoretische Prämissen einer soldatischen Ethik im Nuklearzeitalter 

Den Ausgangspunkt für die ethische Fundierung soldatischen Handelns1 im Nuklear-

zeitalter bildet im Anschluß an Immanuel Kant die rein formale Voraussetzung, daß 

Menschen als Vernunftwesen aufgrund von vorgestellten Zwecken ihre äußeren 

Handlungen bestimmen, also frei handeln können, woraus unter Bedingungen der Er-

fahrung unausweichlich die Möglichkeit sozialer Konflikte resultiert (vgl. Geismann 

1974, S. 3), die potentiell immer auch gewaltförmig ausgetragen werden können (vgl. 

Ebbinghaus 1929, S. 25ff). 

Dabei ist der Hinweis wichtig, daß mit diesem Handlungsbegriff ausschließlich die 

Handlungsfreiheit, nicht aber die Willensfreiheit des Menschen vorausgesetzt wird. 

Gemeint ist mit Handlungsfreiheit lediglich das grundsätzlich jederzeit nachweisbare 

Faktum, daß Menschen sich (aus welchen Gründen auch immer!) Vorstellungen vom 
                                                           

1 Ein allgemeiner Begriff menschlichen Handelns umfaßt stets eine kognitiv-konstative, eine moralisch-
praktische und eine expressiv-ästhetische Dimension. Diese Dimensionen menschlichen Handelns las-
sen sich wie folgt definieren (vgl. Habermas 1981):  
$ Unter kognitiv-konstativem Aspekt erhebt ein Akteur Geltungsansprüche bezüglich der Wahrheit seines 

Handelns in einer objektiven Welt von Entitäten, auf die bezogen er handeln kann, 
$ unter moralisch-praktischem Aspekt erhebt ein Akteur Geltungsansprüche bezüglich der Richtigkeit 

seines Handelns in einer sozialen Welt legitim geregelter interpersonaler Beziehungen, und 
$ unter ästhetisch-expressivem Aspekt erhebt ein Akteur Geltungsansprüche bezüglich der Wahrhaftig-

keit seines Handels in einer subjektiven Welt privilegiert zugänglicher Erlebnisse. 
Für die hier unter rechts- und moralphilosophischer sowie (völker-)rechtlicher Perspektive erfolgende 
Analyse soldatischen Handelns unter den Vorzeichen nuklearer Abschreckung erscheint eine Fokussie-
rung auf die moralisch-praktische Dimension desselben als hinreichend. 
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Handeln machen und diesen Vorstellungen gemäß handeln können. Die Freiheit des 

Willens ist etwas gänzlich anderes als die Freiheit zu tun, was man will. Bei dieser ist 

nämlich offen, wie das Wollen selbst bestimmt ist. 

Wenn nun Menschen frei handeln können und daraus unvermeidlich die Möglich-

keit sozialer Konflikte erwächst, so stellt sich die Frage nach den möglichen Regeln 

für die Koordination des Handelns dieser Individuen. Ohne den komplexen Argumen-

tationsgang an dieser Stelle in der ihm eigentlich gebührenden Ausführlichkeit nach-

zeichnen zu können (vgl. hierzu Geismann 1974), lautet die Lösung des Problems 

aus rechtsphilosophischer Perspektive, daß die Freiheit jedes einzelnen nur auf die 

Bedingungen (und nur auf solche!) eingeschränkt werden darf, unter denen sie selbst 

notwendigerweise allererst möglich ist (vgl. Geismann 1974, S. 56f). Positiv formuliert 

lautet das allgemeine Menschenrecht auf Freiheit: „Jedermann hat das (...) Recht auf 

den beliebigen freien Gebrauch seiner Willkür, soweit dieser Gebrauch mit dem eben-

so beliebigen freien Gebrauch der Willkür eines jeden anderen nach einem allgemei-

nen Gesetz der Freiheit zusammen bestehen kann.“ (Geismann 1974, S. 68). 

Für die Frage, in welcher Weise von diesem Recht nach den Kriterien moralisch-

praktischer Richtigkeit Gebrauch gemacht werden darf und soll, liefert Kants kategori-

scher Imperativ den Maßstab: moralisch richtig ist a priori jede Handlung, die sich in 

Übereinstimmung mit den durch den kategorischen Imperativ formulierten Prinzipien 

befindet, moralisch falsch ist a priori jede Handlung, die gegen ebendiese verstößt. 

Die Prinzipien des kategorischen Imperativs lauten wie folgt: 

1. „Handle nur nach derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen 
kannst, daß sie ein allgemeines Gesetz werde“ (Kant 19653, S. 42). 

2. „Handle so, als ob die Maxime deiner Handlung durch deinen Willen 
zum allgemeinen Naturgesetze werden sollte“ (Kant 19653, S. 43). 

3. „Handle so, daß du die Menschheit, sowohl in deiner Person als in der 
Person eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß 
als Mittel brauchst“ (Kant 19653, S. 52). 

Dieser so formulierte kategorische Imperativ stellt den rein formalen Maßstab dar – d. 

h. explizit: kein materiales ethisches Prinzip –, mit dem jegliches menschliche Handeln 

im Hinblick auf seine Moralität untersucht werden kann2. Auch und gerade im nuklea-

ren Zeitalter besitzt der kategorische Imperativ seine Gültigkeit – wie könnte er sonst 

auch ein kategorischer sein? Indem er auch soldatisches Handeln seinen Prinzipien 

                                                           
2 Daß diese moralphilosophische Erkenntnis keine bloße Theorie darstellt, sondern durchaus praktische 

Relevanz für die Ontogenese und Sozialisation des Menschen besitzt, zeigen die Forschungen Piagets 
zur Genese des moralischen Bewußtseins sowie Kohlbergs Untersuchungen zur moralischen Urteilsbil-
dung (vgl. hierzu: Kohlberg/Colby1978). 



Jürgen Rose 

– 3 – 

 

unterwirft, stellt er geradezu die essentielle Voraussetzung dar für die Legitimation des 

Soldaten im Angesicht der nuklearen Vernichtungsdrohung einerseits, für eine rechts- 

und moralphilosophisch inspirierte Kritik des Systems der nuklearen Abschreckung 

andererseits. Von dieser Ausgangsbasis her sollen im folgenden einige Überlegungen 

zur Legitimität soldatischen Handeln angestellt werden. 

2. Notwehr und Nothilfe – Reflexionen zur Legitimat ion des Militärischen 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland garantiert in Artikel 4,3: „Niemand 

darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden ... .“ 

Diese Formulierung läßt leicht übersehen, daß auch derjenige eine Gewissensent-

scheidung zu treffen hat, der sich für den Dienst mit der Waffe entscheidet, denn Im-

manuel Kants Kritik der praktischen Vernunft, seine Frage nach dem: Was soll ich 

tun? läuft darauf hinaus, daß für jegliches menschliche Handeln das je eigene Gewis-

sen den Maßstab bildet und setzt, also auch für das soldatische Handeln. 

Wer seine Gewissensentscheidung gegen den Dienst im Militär trifft, bringt damit 

zum Ausdruck, daß er der Bewahrung des menschlichen Lebens oberste Priorität 

beimißt. Das Gebot: „Du sollst nicht töten“ besitzt für den Fundamentalpazifisten ab-

solute Gültigkeit, deshalb verweigert er sich dem militärischen Dienst mit der Waffe. 

Doch inwiefern vermag eine solche Position den Anforderungen logischer Konsistenz 

und praktischer Verbindlichkeit zu genügen? 

Gegen die Hypostasierung des Lebensrechtes3 läßt sich zunächst unter dem As-

pekt logischer Konsistenz argumentieren. Zu diesem Behufe ist von folgender Situati-

                                                           
3 Diesbezüglich fällt bei einem Blick in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland die Anordnung 

der dort aufgeführten Grundrechte auf: an erster Stelle nämlich, im Artikel 1, wird die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde und die Verpflichtung des Staates zu ihrem aktiven Schutz genannt, während an zweiter 
Stelle, im Absatz 1 des Artikels 2, sodann das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit stipuliert 
wird und erst an dritter Stelle, in Absatz 2 des Artikels 2, das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit folgt. Schon anhand dieser rein formalen Stellung der aufgeführten Grundrechte erweist sich, 
daß es kein absolutes Recht auf Leben gibt, sondern dieses dem Recht auf Menschenwürde und Freiheit 
subsumiert ist. Dementsprechend schränkt der Staat für bestimmte Personengruppen in bestimmten Si-
tuationen deren Recht auf Leben ein, indem er sie zum bewußten Einsatz ihres Lebens für den Schutz 
der Grundrechte anderer verpflichtet, expressis verbis beispielsweise für Soldaten in Gestalt der im Sol-
datengesetz normierten Tapferkeitspflicht. 
Ungeahnte Aktualität hat diese Problematik im Zuge der grassierenden SARS-CoV-2-Pandemie erfahren, 
als der Präsident des Deutschen Bundestages, Wolfgang Schäuble, in einem Interview mit dem Berliner 
Tagesspiegel völlig zu Recht darauf verwiesen hat, daß die Annahme, „alles andere habe vor dem 
Schutz des Lebens zurückzutreten in dieser Absolutheit nicht richtig sei“ (zit. n. Jessen 2020). Absolut sei 
nur die Würde des Menschen, denn die Grundrechte könnten konkurrieren (vgl. Hildebrandt 2020). We-
der das Recht auf Leben noch das auf Freiheit lassen sich absolut verwirklichen, ohne das jeweils andere 
zu beschädigen, in der Praxis müssen sie stets gegeneinander abgewogen und maßvoll beschnitten 
werden (vgl. Jessen 2020). 
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on auszugehen: Eine Person, Ego, wird von einer anderen Person, Alter, mit der Ab-

sicht Ego zu töten, angegriffen. Ego steht vor der Alternative: 

1. den Angriff von Alter wehrlos hinzunehmen und getötet zu 
werden oder aber  

2. sich zu wehren und dabei in Kauf zu nehmen, Alter durch sei-
ne Gegenwehr zu töten. 

Sein Gewissen, das den absoluten Schutz des menschlichen Lebens postuliert, 

sagt dem Fundamentalpazifisten: Handelt Ego nach Alternative 2, so begeht er ein 

Unrecht, da er Alters Recht auf Leben mißachtet. Daraufhin zieht der Fundamental-

pazifist folgenden disjunktiven Schluß: Wenn Egos Handeln nach der Alternative 2 ein 

Unrecht begehen heißt, so bedeutet sein Handeln nach Alternative 1 Recht tun. Seine 

gesinnungsethische Position gebietet also dem Fundamentalpazifisten, das Recht Al-

ters auf Leben zu wahren und sich gegen den Angriff nicht zur Wehr zu setzen.  

Der logische Fehler, den er dabei jedoch begeht, liegt in der Tatsache begründet, 

daß Ego mit der Handlungsalternative 1 ebenfalls das Recht auf Leben mißachtet, in 

diesem Fall jedoch sein eigenes – denn wenn das Recht auf Leben absoluten Schutz 

genießt, dann muß darin zwingend der Schutz des Lebens Egos eingeschlossen sein. 

Mit dieser Begründung stellt Handeln gemäß der Handlungsalternative 1 ein Unrecht 

dar. 

Daraus resultiert die logische Unhaltbarkeit der Position des Fundamentalpazifi-

sten, der für die Alternative 1 optiert, da seine Begründung gegen das principium 

contradictionis, den Satz des Widerspruchs, verstößt: ein und dieselbe Handlung 

kann nicht zugleich Recht und Unrecht sein. Die implizite Prämisse in der Argumenta-

tion des Fundamentalpazifisten lautet nämlich: Das Leben Alters ist wertvoller als das 

Leben Egos. Diese Entscheidung ist jedoch zum einen dezisionistisch und deshalb 

nicht begründbar und zum anderen gefährlich, weil damit ein differentes Recht auf 

Leben postuliert und menschliches Leben nach lebenswert und lebensunwert einge-

stuft wird. 

Als Zwischenergebnis der logischen Analyse der Position des Fundamentalpazifi-

sten läßt sich festhalten, daß diese rationalen Kriterien nicht standhält. 

Andererseits gilt es jedoch zu zeigen, inwiefern sich anhand derselben rationalen 

Kriterien die Position desjenigen begründen läßt, der sich zur Wahl der Handlungsal-

ternative 2 entscheidet, also zur Verteidigung gegen einen Angriff unter Inkaufnahme 

der eventuellen Tötung des Angreifers. Eine Betrachtung unter der Perspektive des 

Rechts auf Leben allein kann die Legitimität dieser Handlungsalternative nicht be-

gründen, denn warum sollte Ego wiederum Alters Leben zum Schutze seines eigenen 
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opfern dürfen? Um die Legitimität der Handlungsalternative 2 zu begründen, muß 

man auf den bereits genannten Kategorischen Imperativ Kants rekurrieren. Demge-

mäß sind Handlungen, die sich in Übereinstimmung mit jenem befinden, also dem 

Prinzip nach universalisierbar sind, rechtmäßig, während Handlungen, die gegen das 

Prinzip der Universalisierbarkeit verstoßen und damit den Möglichkeitsbedingungen 

der Freiheit überhaupt widersprechen, Unrecht darstellen. Mit Hilfe dieses Instrumen-

tariums läßt sich für die zuvor beschriebene Situation die legitime Handlungsalternati-

ve deduzieren: Alters Handeln, nämlich der Angriff auf Ego mit dem Ziel, diesen zu tö-

ten, folgt der Maxime: Jeder beliebige darf jeden beliebigen anderen jederzeit töten, 

wenn dies zur Realisation seiner beliebigen Handlungszwecke notwendig ist. Diese 

Maxime zum allgemeinen Gesetz erhoben, verstieße jedoch gegen die notwendigen 

Bedingungen der Möglichkeit von Freiheit, da die Möglichkeit, jederzeit jeden beliebi-

gen aus jedem beliebigen Grunde zu töten, auch die Möglichkeit impliziert, jederzeit 

durch jeden beliebigen aus jedem beliebigen Grunde getötet zu werden, also einer 

derartigen Maxime ein Wille zugrunde liegt, der sich selbst aufhebt und somit wider-

sprüchlich ist. Selbstredend vermag eine derartige Maxime keinesfalls zu einem all-

gemeinen Gesetz im Sinne des zuvor erläuterten kategorischen Imperativs zu taugen, 

sie ist schlicht unrecht und unmoralisch.  

Empirisch betrachtet gilt, daß die Ausübung des Rechtes auf Freiheit an men-

schliche Handlungssubjekte gebunden ist, weshalb jene Freiheit nur garantiert sein 

kann, wenn auch das Leben der Handlungssubjekte garantiert wird. Ohne das Recht 

auf Leben bleibt das Recht auf Freiheit eine leblose Fiktion. Auch deshalb stellt ein 

willkürlicher Angriff auf das Leben eines anderen ein Unrecht dar4. 

Als zweites Zwischenergebnis resultiert aus vorstehenden Überlegungen, daß Al-

ters Angriff auf Ego ein Unrecht impliziert. 

Schließlich bleibt noch zu zeigen, weshalb Egos Verteidigung gegen Alters Angriff 

kein Unrecht darstellt, selbst wenn sie unter Inkaufnahme der eventuellen Tötung Al-

ters erfolgt. Egos Handeln folgt der generellen Maxime: Wenn jemand in illegitimer 

Weise jemandes anderen Handlungsfreiheit einschränkt, so ist es gerechtfertigt, ihn 

unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit von intendiertem Ziel und selektierten Mitteln 

                                                           
4 Diese Konklusion steht nicht im Widerspruch zu der zuvor negierten Hypostasierung des Rechts auf Le-

ben: die Postulierung eines absoluten Rechts auf Leben impliziert in letzter Konsequenz, das Recht auf 
Freiheit zur Disposition zu stellen, woraus wiederum folgt, damit zugleich auch das soeben postulierte 
Recht auf Leben zur Disposition zu stellen - also ein in sich widersprüchlicher und damit sich selbst auf-
hebender Wille. Woraus denn folgt: nur die Garantie des Rechts auf Freiheit garantiert auch das Recht 
auf Leben. 
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an diesem Unrechtsakt zu hindern. Diese Maxime erfüllt die Kondition der Universali-

sierbarkeit, ist also als allgemeines Gesetz gemäß den Maßgaben des kategorischen 

Imperativs denkbar, da nur dessen Freiheit eingeschränkt und dessen Leben gefähr-

det wird, der selbst auf illegitime Weise die Freiheit eines anderen einschränkt und auf 

illegitime Weise das Leben eines anderen bedroht. Die Differenz im Handeln Egos 

und Alters besteht demzufolge darin, daß Alter durch sein Handeln gegen die not-

wendigen Bedingungen der Möglichkeit von Freiheit verstößt und damit unrecht han-

delt, während Ego mit seinem Handeln jene Bedingungen einhält und somit rechtens 

handelt. 

Als Konklusion der Analyse unter rechts- und moralphilosophischen Aspekten läßt 

sich festhalten, daß die Position desjenigen, der bereit ist, sich gegen illegitime Agg-

ressionsakte notfalls auch unter Einschluß tödlicher Gewaltanwendung zu verteidigen, 

den Kriterien des Kategorischen Imperativs zu genügen vermag, während eine fun-

damentalpazifistische Haltung unvermeidbar inkonsistent und in sich widersprüchlich 

bleibt.  

Diese Schlußfolgerung gilt nicht allein für das Problem der Notwehr, sondern mu-

tatis mutandis auch im Hinblick auf den Komplex der Nothilfe. Das bedeutet, daß der-

jenige, der einem Dritten, welcher Ziel einer illegitimen gewalttätigen Aggression ge-

worden ist, gewaltsam Hilfe leistet, ebenso gemäß dem Kriterium der Universalisier-

barkeit handelt, wie der, welcher sich selbst verteidigt. Auf den Umstand, daß nicht 

nur ein illegitimer Aggressor Schuld auf sich lädt, sondern auch derjenige, der eine 

solche Aggression geschehen läßt, ohne dagegen einzuschreiten, verwies bereits 

Ambrosius von Mailand, ein Kirchenvater aus dem 4. Jhd., als er konstatierte: „Wer 

nicht gegen das Unrecht, das seinem Nächsten droht, soweit er kann, kämpft, ist 

ebenso schuldig, wie der, der es diesem antut“ (zit. n. Rausch 1994, S. 128). Und der 

protestantische Reformator Martin Luther interpretierte das fünfte Gebot in seinem 

»Großen Katechismus« von 1529, indem er betonte: „Dieses Gebots schuldig ist 

auch, wer dem Nächsten Gutes tun, zuvorkommen, wehren, ihn schützen und retten 

kann, und tut es nicht. Darum heißt auch Gott billig die alle Mörder, so in Nöten und 

Gefahr, Leibes und Lebens nicht raten noch helfen“ (zit. n. Rausch 1994, S. 127). 

Indessen gilt der im Hinblick auf die moralisch-praktische und zugleich juridische 

Legitimität des Notwehr- und Nothilferechts vorstehend dargelegte Begründungsne-

xus keineswegs bloß für das Individuum als einzelnes Rechtssubjekt, sondern glei-
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chermaßen auf der Ebene der Staaten als kollektiver Rechtssubjekte5 (vgl. Ebbing-

haus 1929, S. 35). Zwar geißelt Immanuel Kant bereits 1795 in seiner Schrift „Zum 

ewigen Frieden“ angesichts der inhärenten Gefahren den Wahnsinn des permanenten 

Rüstungswettlaufs und verurteilt überdies die Praxis der Berufsarmeen, durch die ihre 

jeweiligen Angehörigen zu Objekten resp. Vollzugsorganen der Herrschaftsinteressen 

der jeweils Mächtigen im Staate verdinglicht werden – dessen ungeachtet bekräftigt er 

freilich expressis verbis ein Vernunftrecht des Staates und seiner Bürger auf Selbst-

verteidigung, nämlich dergestalt, mit Hilfe „der freiwilligen periodisch vorgenommenen 

Übung der Staatsbürger in Waffen …, sich und ihr Vaterland … gegen Angriffe von 

außen zu sichern“ (Kant 1953, S. 17f). Kant schreibt dies im 3. Präliminarartikel6 sei-

nes Vertragsentwurfs zu einem künftigen Weltfrieden, wobei jene Präliminarartikel die 

Voraussetzungen schlechthin – die conditiones sine quibus non – für jeglichen welt-

weiten Friedensschluß überhaupt enthalten. Eine militärisch organisierte individuelle 

und kollektive Verteidigung7, beispielsweise in Gestalt einer Milizarmee, ist folglich 

keineswegs inkompatibel mit jener auf den Kategorien reiner praktischer Vernunft ba-

sierenden, kategorisch-imperativen Weltfriedensordnung wie Immanuel Kant sie be-

reits vor mehr als 200 Jahren dargelegt hat – und schon gleich gar nicht bedingt letz-

tere einen prinzipiellen, umfassenden Gewaltverzicht oder gar einen fundamentalpazi-

fistischen Habitus. 

Exakt diese Erkenntnis spiegelt sich in den kodifizierten Normen des Völkerrechts 

wider, das schon von Beginn seiner Entstehung an das Recht eines Staates auf Ver-

teidigung seiner territorialen Integrität, seiner Souveränität und seines Staatsvolkes 

stipuliert. Dementsprechend heißt es in der Satzung der Vereinten Nationen (SVN), 

                                                           
5 Bei den einzelnen Staaten, die Kant als „Versammlung von Menschen unter Rechtsgesetzen“ versteht, 

handelt es sich … „– im Unterschied zu den einzelnen Individuen – um einheitliche juridische Gebilde …, 
die in sich bereits einen Rechtszustand darstellen, – gleichsam um Inseln des (mehr oder weniger gesi-
cherten) Rechtsfriedens innerhalb des Weltnaturzustandes“ (Geismann 1974, S. 367). Staaten sind be-
reits selber „auch (in welchem Maß auch immer) de facto – Wirklichkeit von Recht“ (Geismann 1974, S. 
380). 

6 In Gänze lautet der genannte Artikel: „Stehende Heere (miles perpetuus) sollen mit der Zeit ganz aufhö-
ren. Denn sie bedrohen andere Staaten unaufhörlich mit Krieg, durch die Bereitschaft immer dazu gerü-
stet zu erscheinen; reizen diese an, sich einander in der Menge der Gerüsteten, die keine Grenze kennt, 
zu übertreffen, und, indem durch die darauf verwandten Kosten der Friede endlich noch drückender wird 
als ein kurzer Krieg, so sind sie selbst Ursache von Angriffskriegen, um diese Last loszuwerden; wozu 
kommt, daß zum Töten oder getötet zu werden in Sold genommen zu sein, einen Gebrauch von Men-
schen als bloßen Maschinen und Werkzeugen in der Hand eines anderen (des Staats) zu enthalten 
scheint, der sich nicht wohl mit dem Rechte der Menschheit in unserer eigenen Person vereinigen läßt. 
Ganz anders ist es mit der freiwilligen periodisch vorgenommenen Übung der Staatsbürger in Waffen 
bewandt, sich und ihr Vaterland dadurch gegen Angriffe von außen zu sichern.“ 

7 Der Verteidigungsbegriff in diesem Kontext umfaßt Notwehr ebenso wie Nothilfe. 
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die, seit sie 1945 in San Francisco von der Staatengemeinschaft verabschiedet wur-

de, den grundlegenden, universal gültigen völkerrechtlichen Normenkodex definiert: 

„Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mitglied 

der Vereinten Nationen keineswegs das naturgegebene Recht zur individuellen oder 

kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfrie-

dens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat“ (zit. 

n. Opitz/Rittberger 1986, S. 325f).  

Auf der Ebene des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland ist vorge-

nannte Völkerrechtsnorm wiederum maßgeblich für die Exegese des im Grundgesetz 

zugrundegelegten Verteidigungsbegriffs, wonach gemäß Art. 87a Abs. 1 Satz 1 GG8 

der Bund „Streitkräfte zur Verteidigung“ aufstellt (vgl. Bundesverfassungsgericht 1994, 

S. 355f). Die eindeutige, umfassende und zugleich erschöpfende Klarstellung, wie 

denn der Verteidigungsbegriff des Grundgesetzes nach Art. 87a zu interpretieren ist, 

nahm das Bundesverwaltungsgericht in einem epochalen Urteil zur Gewissensfreiheit 

von Soldaten der Bundeswehr im Jahre 2005 vor. Damals konstatierten die Richter 

unmißverständlich: „Da der Normtext des Art. 87a Abs. 1 und 2 GG von ‚Verteidi-

gung’, jedoch - anders als die zunächst vorgeschlagene Fassung - nicht von ‚Landes-

verteidigung’ spricht und da zudem der verfassungsändernde Gesetzgeber bei Ver-

abschiedung der Regelung im Jahre 1968 auch einen Einsatz im Rahmen eines NA-

TO-Bündnisfalles als verfassungsrechtlich zulässig ansah, ist davon auszugehen, 

dass ‚Verteidigung’ alles das umfassen soll, was nach dem geltenden Völkerrecht 

zum Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen (UN-

Charta), der die Bundesrepublik Deutschland wirksam beigetreten ist, zu rechnen ist“ 

(Bundesverwaltungsgericht 2005, S. 30). Damit haben die Bundesverwaltungsrichter 

                                                           
8 Im vollen Wortlaut besagt der „Artikel 87a – Bundeswehrverwaltung“:  
 (1) Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. Ihre zahlenmäßige Stärke und die Grundzüge ihrer 

Organisation müssen sich aus dem Haushaltsplan ergeben. 
 (2) Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit dieses Grundgesetz es 

ausdrücklich zuläßt. 
 (3) Die Streitkräfte haben im Verteidigungsfalle und im Spannungsfalle die Befugnis, zivile Objekte zu 

schützen und Aufgaben der Verkehrsregelung wahrzunehmen, soweit dies zur Erfüllung ihres Verteidi-
gungsauftrages erforderlich ist. Außerdem kann den Streitkräften im Verteidigungsfalle und im Span-
nungsfalle der Schutz ziviler Objekte auch zur Unterstützung polizeilicher Maßnahmen übertragen wer-
den; die Streitkräfte wirken dabei mit den zuständigen Behörden zusammen. 

 (4) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundord-
nung des Bundes oder eines Landes kann die Bundesregierung, wenn die Voraussetzungen des Artikels 
91 Abs. 2 vorliegen und die Polizeikräfte sowie der Bundesgrenzschutz nicht ausreichen, Streitkräfte zur 
Unterstützung der Polizei und des Bundesgrenzschutzes beim Schutze von zivilen Objekten und bei der 
Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter Aufständischer einsetzen. Der Einsatz von Streit-
kräften ist einzustellen, wenn der Bundestag oder der Bundesrat es verlangen. 
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klargestellt, daß der Einsatz deutscher Streitkräfte zur individuellen oder kollektiven 

Selbstverteidigung – also zur Notwehr ebenso wie zur Nothilfe – völkerrechts- und 

verfassungskonform ist9. 

Obgleich das Grundprinzip staatlich organisierter militärischer Verteidigung in der 

Bundesrepublik Deutschland seine letztinstanzliche Bestätigung erst mit jenen 

höchstrichterlichen Urteilen gefunden hat, normierte es doch bereits in der Grün-

dungsphase den Auftrag der neuen Bundeswehr. So firmierte schon das im Oktober 

1950 im Eifelkloster Himmerod entstandene Gründungsdokument der neu zu schaf-

fenden deutschen Streitkräfte unter dem programmatischen Rubrum „Denkschrift des 

militärischen Expertenausschusses über die Aufstellung eines Deutschen Kontingents 

im Rahmen einer übernationalen Streitmacht zur Verteidigung Westeuropas“ (Rau-

tenberg/Wiggershaus 1977). Als in der Folgezeit dann der General, Friedensforscher 

und Militärphilosoph Wolf Graf von Baudissin seine Konzeption von der »Inneren Füh-

rung«10 entwickelte, sah er die Existenzberechtigung von Militär schlechthin untrenn-

bar verknüpft mit dessen strikt defensiver Ausrichtung, als er postulierte: „Welches 

sind nun die Aufgaben der Streitkräfte? Wir haben ernsthaft und redlich umzudenken 

und uns bewußt zu machen, daß der Soldat in allererster Linie für die Erhaltung des 

Friedens eintreten soll; denn im Zeitalter des absoluten Krieges mit seinen eigenge-

setzlichen, alles vernichtenden Kräften gibt es kein politisches Ziel, welches mit krie-

gerischen Mitteln angestrebt werden darf und kann – außer der Verteidigung gegen 

einen das Leben und die Freiheit zerstörenden Angriff“ (Baudissin 1951, S. 6). Ein of-

fensiver Gebrauch von Streitkräften oder gar ihre Verwendung in aggressiver Manier 

schied für Baudissin im Rahmen seiner Konzeption der »Inneren Führung« daher ka-

tegorisch aus: „Da der Staatsbürger den Krieg nur als Verteidigung letzter menschli-

cher, d. h. freiheitlicher Existenz anerkennt, steht für ihn ein Angriffskrieg außerhalb 

jeder Diskussion.“ (Baudissin 1969, S. 215)11. 

                                                           
9 Daß der Einsatz der Bundeswehr im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme, z. B. auf Grundlage der 

Kautelen des Kapitels VII der SVN, grundgesetzkonform ist, hatte bereits im Jahre 1994 das Bundesver-
fassungsgericht beschieden (vgl. Bundesverfassungsgericht 1994). 

10 Die »Innere Führung« fragt nach der Konstitution einer »Staatsbürger-Armee« im Rahmen des demokra-
tischen, in der Terminologie Kants: des republikanischen Rechtsstaates, der darüber hinaus als völker-
rechtliches Subjekt in eine internationale (Friedens-) Ordnung eingebunden ist. Für die Streitkräfte der 
demokratisch verfaßten Bundesrepublik Deutschland kommt die »Innere Führung« einer Verfassung 
gleich, sie bildet gleichsam das Grundgesetz für die Bundeswehr. Zugleich wird die »Innere Führung« 
oftmals auch als die „Philosophie“ rsp. die „Führungsphilosophie“ der Streitkräfte apostrophiert (vgl. Rose 
2015, S. 189). 

11 Bedauerlicherweise war dieser Grundpfeiler der »Inneren Führung« nach dem Ende des Kalten Krieges 
einer erheblichen Erosion ausgesetzt, als die Bundesrepublik Deutschland mit ihren Streitkräften sich 
dreimal an völkerrechts- und verfassungswidrigen Angriffskriegen beteiligte, nämlich 1999 beim Luftkrieg 
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3. Kollektiver Massenmord – Reflexionen zur Delegit imation des Militärischen 

Wie Wolf Graf von Baudissin herausstellt, stellt die Erfindung und Verbreitung der 

Massenvernichtungswaffen und hier wiederum die der Nuklearwaffen den entschei-

denden Punkt, die Gretchenfrage schlechthin für den Soldaten rsp. für die Legitimati-

on seiner Existenz und seines Handelns nach dem 16. Juli 194512 dar. Wenn im fol-

genden von Nuklearwaffen die Rede ist, so stehen diese symbolisch für jeden Waf-

feneinsatz mit potentiellem Massenvernichtungscharakter13. 

Schon 1795 schreibt Immanuel Kant in seiner Schrift „Zum ewigen Frieden“: „Es 

soll sich kein Staat im Kriege mit einem anderen solche Feindseligkeiten erlauben, 

welche das wechselseitige Zutrauen im künftigen Frieden unmöglich machen müssen 

... Das sind ehrlose Strategemen. Denn irgendein Vertrauen auf die Denkungsart des 

Feindes muß mitten im Kriege noch übrig bleiben, weil sonst auch kein Friede abge-

schlossen werden könnte, und die Feindseligkeit in einen Ausrottungskrieg (bellum 

internecinum) ausschlagen würde ... . Woraus denn folgt: daß ein Ausrottungskrieg, 

wo die Vertilgung beide zugleich, und mit dieser auch alles Rechts treffen kann, den 

ewigen Frieden nur auf dem großen Kirchhofe der Menschengattung statt finden las-

sen würde. Ein solcher Krieg also, mithin auch der Gebrauch der Mittel, die dahin füh-

ren, muß schlechterdings unerlaubt sein“ (Kant 1953, S. 20f). Zudem verstieße dieser 

laut Kant gegen die „allgemeine Regel …, nach der überhaupt nur diejenige Gewalt-

anwendung erlaubt ist, die ‚mit der Erhaltung des menschlichen Geschlechts zusam-

men bestehen kann‘.“ (Geismann 1974, S. 374, Fußnote 48). Dieses Grundprinzip 

des „ius in bello“ „verpflichtet die Staaten, sich – wenn es denn schon überhaupt zu 

einem Kriege kommt – strikt solcher Mittel der Kriegsführung und solcher Kriegsziele 

zu enthalten, die den Abschluß und die Einhaltung eines Friedensvertrages notwendig 

                                                                                                                                                                                   
gegen die Bundesrepublik Jugoslawien, nachdem der deutschen Öffentlichkeit die Propagandalügen von 
der sogenannten „humanitären Katastrophe“ im Kosovo und dem berühmt-berüchtigten „Hufeisenplan“ 
aufgetischt worden waren, dann erneut 2001 im Zuge der Invasion Afghanistans, die ohne Autorisierung 
durch den allein hierzu befugten Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erfolgte, sowie 2003, als die Bun-
deswehr auf Weisung des damals amtierenden Verteidigungsministers Dr. Peter Struck das „völkerrech-
tliche Verbrechen“ (Merkel 2004, S. 28) der USA und ihrer Alliierten gegen den Irak und seine Menschen 
„mit allen Anstrengungen“ (Rose 2009, S. 118) unterstützte. 

12 Am Morgen dieses Tages fand kurz vor Sonnenaufgang in der Wüste von New Mexico unter der Be-
zeichnung »Trinity« die erste Detonation eines nuklearen Sprengsatzes statt. 

13 So dürfte beispielsweise die Bombardierung von Anlagen der Chemieindustrie oder kerntechnischer An-
lagen mittels konventioneller Munition regelmäßig Massenvernichtung zur Konsequenz haben, ebenso 
wie der Einsatz biologischer oder chemischer Waffen. 
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unmöglich machen würden“ (Geismann 1974, S. 373f). Auch jener sechste Prälimina-

rartikel des kantischen Friedensvertragsentwurfes bildet somit eine schlechthin unver-

zichtbare Grundbedingung jedes denkbaren Weltfriedens. 

Nun waren zu Lebzeiten Kants bekanntlich noch keine Nuklearwaffen in der Welt, 

doch trifft sein Verdikt nachgerade idealtypisch auf diese zu: atomare Massenvernich-

tungswaffen zählen zweifelsohne zu den schlechterdings unerlaubten Mitteln des 

Krieges, ihr Einsatz fällt unbestreitbar unter die Kategorie der „ehrlosen Strategemen“; 

sie stehen dessenthalben kategorisch auf der „kantischen Verbotsliste“ (Geismann 

1974, S. 374, Fußnote 48). Für jeden Welt- oder Staatsbürger, der die Ideale des 

Menschenrechts – Freiheit, Menschenwürde, Recht auf Leben – vertritt und verwirk-

licht sehen will, muß dies als die größte denkbare Barbarei erscheinen. 

Im übrigen ist dies nicht nur ein kategorischer Imperativ der praktischen Vernunft, 

sondern ebenso eine Norm des kodifizierten Völkerrechts, das den Einsatz von Waf-

fen, die unterschiedslos töten und vernichten, verbietet; zudem kollidiert der Einsatz 

von Massenvernichtungswaffen auch mit den ersten beiden Artikeln des deutschen 

Grundgesetzes, wonach die Würde des Menschen unantastbar und das Recht auf 

Leben und körperliche Unversehrtheit gewährleistet ist. Ist etwas Entwürdigenderes 

vorstellbar als die Tatsache, daß sich ein Staat Handlanger zum Verbrennen und 

Vergiften von Menschen hält und ist etwas Würdeloseres vorstellbar als wenn Men-

schen gleich Ungeziefer vernichtet werden? 

Die Apologeten des Systems wechselseitiger nuklearer Abschreckung14 verwei-

sen in der Diskussion über dessen Legitimation – notabene nicht ohne gewisse empi-

rische Plausibilität – stets auf die kriegsverhindernde resp. konfliktdämpfende Wirkung 

desselben und beharren von daher auf dessen inhärenter Rationalität. Die Tatsache 

jedoch, daß sich menschliche Vernunft ein Ziel setzt – die Bewahrung von Frieden 

und Freiheit – und zur Realisation dieses Ziels bereit ist, sich Mittel zu bedienen, de-

ren Anwendung die Aufhebung eben dieser Vernunft impliziert – diese Tatsache er-

scheint indes nicht nur höchst irrational, sondern zudem in höchstem Grade illegitim. 

Der Einsatz von Massenvernichtungswaffen hat auch nicht mehr das Geringste mit 

Verteidigung zu tun – der kollektive Suizid kann nicht ultima ratio, sondern nur ultima 

vanitas darstellen. 

                                                           
14 So zum Beispiel ganz aktuell Josef Joffe, Herausgeber der Wochenzeitung Die Zeit, der vollkommen 

enthusiasmiert vom Geist der sogenannten „Realpolitik“ die Forderung der SPD nach einem Abzug der 
US-Atombomben vom Bundesluftwaffenfliegerhorst Büchel als „Fahnenflucht der Deutschen“ sowie als 
„fatalen deutschen Sonderweg“ (Joffe 2020) geißelte, ganz nach der nihilistischen Devise: Völkerrecht 
und Moral – völlig egal! 
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Die von Kant in seinem einschlägigen Präliminarartikel formulierte Conditio sine 

qua non für jeglichen Weltfrieden fand ihren Widerhall mittlerweile auch in den sich 

nach ihrem Selbstverständnis als moralisch-ethische Instanzen begreifenden christli-

chen Weltkirchen. So bestätigten, als während des Kalten Krieges die erbitterte De-

batte um den sogenannten Nachrüstungsbeschluß der NATO tobte, die katholischen 

Bischöfe in den USA, die sich am ausführlichsten und gründlichsten mit den verschie-

denen Aspekten der Doktrin der nuklearen Abschreckung befaßt hatten (vgl. 

Deutsche Kommission Justitia et Pax 2019, S. 8), aus der Perspektive ihrer christli-

chen Ethik den kantischen Imperativ. In ihrem Hirtenwort nämlich beurteilte die US-

amerikanische Bischofskonferenz nicht nur den Einsatz von Nuklearwaffen, sondern 

schon ihren Besitz schlechthin sowie die Drohung mit ihrem Einsatz, also das Prinzip 

der Abschreckung durch »mutual assured destruction«, als nicht legitimierbar: „Unter 

keinen Umständen dürfen Kernwaffen oder andere Massenvernichtungsmittel zum 

Zweck der Vernichtung von Bevölkerungszentren oder anderen vorwiegend zivilen 

Zielen benutzt werden ... Auch Vergeltungsaktionen, seien sie nuklearer oder konven-

tioneller Art, müssen verurteilt werden, sofern sie unterschiedslos vielen völlig un-

schuldigen Menschen das Leben nehmen würden, Menschen, die in keiner Weise für 

rücksichtslose Handlungen ihrer Regierung verantwortlich sind ... Diese Verurteilung 

gilt nach unserem Verständnis sogar für den Einsatz von Vergeltungswaffen gegen 

feindliche Städte, nachdem unsere eigenen Städte bereits angegriffen wurden ... Ins-

besondere ist die Absicht, Unschuldige zu töten, im Rahmen einer den Nuklearkrieg 

abschreckenden Strategie moralisch nicht akzeptabel ...“ (Katholische Bischofskonfe-

renz der USA 1983). Mit dieser Stellungnahme gingen die katholischen Bischöfe in 

den USA über die damals herrschende offizielle kirchliche Friedenslehre hinaus, die 

den Staaten ein begrenztes Recht zur Selbstverteidigung einräumte, solange die Vor-

aussetzungen für eine gesicherte Kriegsvermeidung fehlten oder nicht ausreichten. 

Freilich blieb hierbei stets zu beachten, daß dieses Verteidigungsrecht keineswegs al-

le denkbaren Mittel und Maßnahmen erlaubte, denn auch für die legitime Verteidigung 

galt das Prinzip, wonach der Zweck nicht jedes Mittel heiligte. Insbesondere mußte 

das Prinzip der Verhältnismäßigkeit und der Schutz der Zivilbevölkerung bei jedem 

Waffeneinsatz gewahrt werden.  

In der Hoch-Zeit der weltweiten Debatte über die nukleare Rüstung am Anfang 

der 80er Jahre wiederholten und bekräftigten eine ganze Reihe von nationalen Bi-

schofskonferenzen die Position des Zweiten Vatikanischen Konzils, das die Anwen-

dung der „wissenschaftlichen Waffen“, d. h. von chemischen, biologischen und atoma-
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ren Kampfmitteln, rigoros abgelehnt und eine fundamentale „Umkehr“ der Sicher-

heitspolitik eingefordert hatte (vgl. Deutsche Kommission Justitia et Pax 2019, S. 8). 

Damals hatte Papst Johannes XXIII. einen Bann der Atomwaffen vorgeschlagen. Zu-

gleich erklärte das Lehramt der katholischen Kirche jedoch in Abweichung von der 

Überzeugung vieler Katholiken die Strategie der atomaren Abschreckung für bedingt 

verantwortbar und akzeptabel, weil und wenn sie ausschließlich der Kriegsverhütung 

diente. Dementsprechend trug katholischen Kirche weltweit jahrzehntelang, gleich-

wohl stets besorgt und zur Abrüstung mahnend, die Strategie der nuklearen Ab-

schreckung letztlich mit, so wie dies Papst Johannes Paul II. in seiner Rede vor den 

Vereinten Nationen 1982 exemplarisch zum Ausdruck brachte, als er jene zwar als 

„notwendiges Übel“ (vgl. Anonym 2019a) bezeichnete, aber zugleich relativierend an-

fügte, daß „[u]nter den gegenwärtigen Bedingungen … eine auf dem Gleichgewicht 

des Schreckens beruhende Abschreckung – natürlich nicht als Ziel an sich, sondern 

als ein Abschnitt auf dem Weg einer fortschreitenden Abrüstung – noch für moralisch 

annehmbar gehalten werden [könne]“ (zit. n. Gramm 1984, S. 133). In diesem Sinne 

als nur mit schwersten Bedenken befristet hinnehmbar betrachtete die römisch-

katholische Lehrmeinung die nukleare Abschreckungsstrategie vor allem deshalb, 

weil sie mit dem moralischen Dilemma belastet ist, glaubwürdig mit einem notfalls 

massiven Einsatz von Nuklearwaffen drohen zu müssen, der sich indessen keinesfalls 

rechtfertigen und verantworten läßt. Demzufolge war die atomare Abschreckung los-

gelöst vom Ziel der Kriegsverhütung und vollständigen Abrüstung nach katholischer 

Friedenslehre eindeutig zu verurteilen und die lehramtlichen Äußerungen hierzu lie-

ßen keinerlei Zweifel daran, daß der atomar gesicherte Friede eben kein sicherer 

Friede sein konnte, und von sich aus dazu nötigte, mit aller Kraft eine Weltfriedens-

ordnung aufzubauen, die den Verzicht auf Atomwaffen ermöglicht.  

In jüngerer Zeit haben der Heilige Stuhl und der Papst persönlich die Debatten-

lage verschärft, indem sie im Einklang mit der überkommenen Lehre und mit Blick auf 

die veränderte Situation eine uneingeschränkte moralische Ächtung und ein völker-

rechtliches Verbot aller Kernwaffen forderten. So erklärte der Heilige Stuhl 2014 in 

seinem ausführlichen Beitrag „Nukleare Abrüstung: Zeit für den Bann“, die Strategie 

der nuklearen Abschreckung entbehre einer moralischen Grundlage (vgl. Deutsche 

Kommission Justitia et Pax 2019, S. 15). Noch deutlicher wurde der Kurswechsel, als 

der derzeit amtierende Papst Franziskus im Jahr 2017 von der Auffassung seines 

obengenannten Amtsvorgängers abrückte und bei einer Ansprache an die Teilnehmer 

am Internationalen Symposium zum Thema Abrüstung im November 2017 klarstellte, 
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daß schon der Besitz von Atomwaffen unmoralisch sei (vgl. Kempis 2019). Wortwört-

lich gab er dort zu Protokoll: „Die internationalen Beziehungen dürfen nicht von militä-

rischer Macht, von gegenseitigen Einschüchterungen, von der Zurschaustellung des 

Waffenarsenals beherrscht werden. Vor allem atomare Massenvernichtungswaffen 

vermitteln lediglich ein trügerisches Gefühl der Sicherheit und können nicht die Grund-

lage für ein friedliches Zusammenleben der Glieder der Menschheitsfamilie sein, das 

dagegen inspiriert sein muss von einer Ethik der Solidarität“ (zit. n. Deutsche Kom-

mission Justitia et Pax 2019, S. 14f). Ein Jahr später, im November 2018, hat der 

Papst dann ausdrücklich begrüßt, daß durch die am 7. Juli 2017 von der UN-General-

versammlung erfolgte Verabschiedung des Atomwaffenverbotsvertrags (siehe United 

Nations 2017) festgestellt wurde, „dass Atomwaffen nicht nur als unmoralisch, son-

dern auch als illegitimes Mittel der Kriegsführung zu betrachten sind“ (zit. n. ebda., S. 

15). Ein Jahr später, während einer Apostolischen Reise nach Japan im November 

2019, bekräftigte er sodann an den Orten der beiden Atombombenabwürfe im August 

1945, Hiroshima und Nagasaki, seine päpstliche Friedensethik vor der gesamten 

Weltöffentlichkeit. Wörtlich bekundete er in Hiroshima: „Aus tiefer Überzeugung möch-

te ich bekräftigen, dass der Einsatz von Atomenergie zu Kriegszwecken heute mehr 

denn je ein Verbrechen ist, nicht nur gegen den Menschen und seine Würde, sondern 

auch gegen jede Zukunftsmöglichkeit in unserem gemeinsamen Haus. Der Einsatz 

von Atomenergie zu Kriegszwecken ist unmoralisch, wie ebenso der Besitz von 

Atomwaffen unmoralisch ist, wie ich schon vor zwei Jahren gesagt habe. Wir werden 

darüber gerichtet werden. Die neuen Generationen werden unser Scheitern verurtei-

len, wenn wir zwar über Frieden geredet, ihn aber nicht mit unserem Handeln unter 

den Völkern der Erde umgesetzt haben. Wie können wir von Frieden sprechen, wäh-

rend wir an neuen, furchtbaren Kriegswaffen bauen? Wie können wir über Frieden 

sprechen, während wir bestimmte illegale Handlungen mit diskriminierenden und 

hasserfüllten Reden rechtfertigen?“ (Papst Franziskus 2019a). Wenige Stunden zuvor 

hatte er in Nagasaki das Wettrüsten mit Atomwaffen als „himmelschreienden An-

schlag“ auf die Menschheit verurteilt und ein weltweites Aus von Massenvernich-

tungswaffen gefordert, denn die Welt lebe heute in der „abartigen Dichotomie, Stabili-

tät und Frieden auf der Basis einer falschen, von einer Logik der Angst und des Miss-

trauens gestützten Sicherheit verteidigen und sichern zu wollen“ (Papst Franziskus 

2019b). Der innere Gegensatz von Friedenssicherung durch die Drohung gegenseiti-

ger Vernichtung „vergiftet die Beziehungen zwischen den Völkern und verhindert je-

den möglichen Dialog. Der Frieden und die internationale Stabilität sind unvereinbar 
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mit dem Versuch, sie auf der Angst vor gegenseitiger Zerstörung oder auf der Bedro-

hung mit „einer gänzlichen Auslöschung aufzubauen“, so der Papst. Er warnte die Po-

litiker, daß Nuklearwaffen nicht vor Bedrohungen schützten. Man müsse die kata-

strophalen Folgen bedenken und aufhören, „ein Klima der Angst, des Misstrauens 

und der Feindseligkeit zu schüren, das von den Nukleardoktrinen befeuert wird“ (eb-

da.). Zwingend erforderlich sei daher die vollständige nukleare Abrüstung: „Eine Welt 

in Frieden und frei von Atomwaffen ist das Bestreben von Millionen von Männern und 

Frauen überall auf der Erde“ (ebda.). 

In der Bundesrepublik Deutschland hat die katholische Kirche die vom Vatikan 

vorgegebene Lehrmeinung zur Nuklearwaffenproblematik stets loyal mitgetragen und 

nachvollzogen. Augenfällig kommt dies unter anderem im Hirtenwort „Gerechtigkeit 

schafft Frieden“ von 1983 zum Ausdruck, in dem die Deutsche Bischofskonferenz zu 

dem Urteil gelangte, die Abschreckung lasse sich als Kriegsverhütungsstrategie mo-

ralisch vertreten, vorausgesetzt, die durch sie – gleichsam – erkaufte Zeit werde poli-

tisch genutzt, um das „Gleichgewicht des Schreckens“ zu überwinden (vgl. Deutsche 

Kommission Justitia et Pax 2019, S. 8). Vor dem Hintergrund der aktuellen politischen 

Entwicklungen und neuerer päpstlicher Äußerungen hat nunmehr auch die Deutsche 

Kommission Justitia et Pax diese Position einer kritischen Überprüfung unterzogen. 

Sie gelangt dabei zu dem Schluß, „dass die bisherige moralische Duldung der Strate-

gie der nuklearen Abschreckung als Konzept der Kriegsverhütung aufgegeben wer-

den muss“ (ebda., S. 19). Daher „schließt sie sich der vom Heiligen Stuhl und Papst 

Franziskus vertretenen Auffassung an, derzufolge dieses Konzept der Friedenssiche-

rung ethisch nicht länger verantwortet werden kann und die Atomwaffen völkerrech-

tlich geächtet werden müssen“ (ebda., S. 19). Als Gründe hierfür nennen die Autoren 

des Positionspapiers: die „unüberwindbare Instabilität des Abschreckungssystems“, 

die „unaufhebbare Widersprüchlichkeit der Abschreckungsstrategie,“ die „Illusion der 

Wirkungskontrolle“ sowie die „Illusion der Eskalationskontrolle“ (Deutsche Kommissi-

on Justitia et Pax 2019, S. 9ff). Konsequenterweise fordert die Kommission über die 

umfassende internationale Ächtung von Atomwaffen“ hinaus eine „gemeinsame Abrü-

stung“ dieser Waffensysteme (Deutsche Kommission Justitia et Pax 2019, S. 3). 

In der im Vergleich zur katholischen Kirche weitaus weniger zentralistisch-

hierarchisch strukturierten protestantischen Kirche, stellte und stellt sich die mora-

lisch-ethische Positionierung zur Nuklearwaffenproblematik noch weitaus ambivalen-

ter als bei jener dar. Während einerseits im Rahmen der Ökumene die atomare Ab-

schreckung abgelehnt wird, seit die VI. Vollversammlung des Ökumenischen Rates 
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der Kirchen in Vancouver 1983 und den folgenden Vollversammlungen, zuletzt in Bu-

san 2013, sich darauf verständigt hatte, daß „[d]as Konzept der Abschreckung, des-

sen Glaubwürdigkeit von der Möglichkeit des Einsatzes von Atomwaffen abhängt, … 

aus moralischen Gründen abzulehnen und nicht geeignet [ist], Frieden und Sicherheit 

langfristig zu sichern“ (zit. n. Frey, 2020, S. 4), moduliert die Evangelische Kirche in 

Deutschland (EKD) hierzulande grosso modo lediglich ihre im Jahr 1959 in den „Hei-

delberger Thesen“ (siehe FEST 1959) formulierte Position. Damals bereits wird der 

seitdem in Permanenz aufgeführte „ethisch-moralische Eiertanz“ nur allzu deutlich, 

wenn es dort etwa heißt: 

• „Wir müssen versuchen, die verschiedenen im Dilemma der Atomwaffen 
getroffenen Gewissensentscheidungen als komplementäres Handeln zu 
verstehen“ (These 6); 

• „Die Kirche muß die Beteiligung an dem Versuch, durch das Dasein von 
Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine heute noch mög-
liche christliche Handlungsweise anerkennen“ (These 8) oder 

• „Für den Soldaten einer atomar bewaffneten Armee gilt: Wer A gesagt hat, 
muß damit rechnen, B sagen zu müssen; aber wehe den Leichtfertigen!“ 
(These 9). 

Ähnlich laviert das Forum „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung“ in 

seiner „Stuttgarter Erklärung“ von 1978. Dort konstatieren die Autoren: „Die nukleare 

Abschreckung ist wegen ihrer Risiken und Kosten als Instrument der Kriegsverhinde-

rung auf Dauer nicht geeignet. Ein Einsatz von Waffen, der unterschiedslos vernichtet 

und verwüstet, ist vor dem Gewissen eines Christen nicht zu rechtfertigen. Daraus 

erwächst die moralische Anfechtbarkeit einer Strategie, die auf Drohungen mit sol-

chen Einsätzen nicht verzichten kann. Das darin liegende Dilemma kann nur aufgelöst 

werden, indem die Strategie der nuklearen Abschreckung so schnell wie möglich 

durch verläßlichere Strategien ersetzt wird“ (Forum 1978). Die aus dieser überaus zu-

treffenden Erkenntnis eigentlich folgende zwingende Konsequenz, nämlich sowohl 

den Besitz als selbstredend auch jeglichen Einsatz atomarer Massenvernichtungswaf-

fen kategorisch zu ächten, unterbleibt – im Gegenteil: 1984 gibt der Leiter des Evan-

gelischen Kirchenamtes, Militärgeneraldekan Reinhard Gramm seine denkbar zyni-

sche Einsicht zu Protokoll, daß nämlich „A-Waffen … auch als Zuchtrute Gottes ver-

standen werden [können], die uns zwingen, nicht nur den Atomkrieg, sondern jeden 

Krieg selbst unmöglich zu machen“ (Gramm 1984, S. 136). 

Von derartigen theosophischen Aberrationen ist die 12. Synode der EKD mit ih-

rer jüngst am 13. November 2019 beschlossenen Kundgebung „Auf dem Weg zu ei-

ner Kirche der Gerechtigkeit und des Friedens“ insofern deutlich abgerückt, als sie 
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sich darin sowohl an den oben dargelegten unzweideutigen Festlegungen ihrer katho-

lischen Glaubensbrüder orientiert als auch dem in der Generalversammlung der Ver-

einten Nationen verabschiedeten Konsens einer völkerrechtlichen Ächtung der Atom-

waffen (siehe United Nations (ed.) 2017) anschließt. Wörtlich lautet die „überfällige 

Positionierung der EKD“ (Frey, 2020, S. 3): „Atomwaffen sind Massenvernichtungs-

waffen und eine existentielle Bedrohung des gesamten menschlichen Lebensraums. 

Schon die Friedensdenkschrift von 2007 betont, dass die ‚Drohung mit Nuklearwaffen 

nicht mehr als Mittel legitimer Selbstverteidigung‘ betrachtet werden kann. Politisches 

Ziel bleibt deshalb ein Global Zero: eine Welt ohne Atomwaffen. Während dieses Ziel 

breiter Konsens ist, ist der Weg dorthin umstritten. Dennoch erscheint uns heute an-

gesichts einer mangelnden Abrüstung, der Modernisierung und der Verbreitung der 

Atomwaffen die Einsicht unausweichlich, dass nur die völkerrechtliche Ächtung und 

das Verbot von Atomwaffen den notwendigen Druck aufbaut, diese Waffen gänzlich 

aus der Welt zu verbannen“ (Synode 2019, S. 6). Dementsprechend erfolgt daher die 

Aufforderung an die Bundesregierung, konkrete Schritte zur Unterzeichnung des 

Atomwaffenverbotsvertrages einzuleiten. Zwar tritt die Synode der EKD mit ihrer 

Kundgebung nunmehr expressis verbis für ein völkerrechtlich kodifiziertes Atomwaf-

fenverbot ein, dennoch impliziert diese Erklärung insofern einen gewissen „Rück-

schritt der Entwicklung von Friedenstheologie und Friedensethik“ (Frey, 2020, S. 5), 

als darin die Problematik der nuklearen Abschreckung nicht einmal erwähnt wird, ob-

wohl der Rat der EKD in seiner bereits 2007 entstandenen Denkschrift „Aus Gottes 

Frieden leben – für gerechten Frieden sorgen“ geurteilt hatte: „Die Tauglichkeit der 

Strategie der nuklearen Abschreckung ist jedoch in der Gegenwart überhaupt fraglich 

geworden. Aus der Sicht evangelischer Friedensethik kann die Drohung mit Nuklear-

waffen heute nicht mehr als Mittel legitimer Selbstverteidigung betrachtet werden“ 

(EKD 2007, Ziffer 162). 

Als Zwischenfazit der Analyse der Nuklearwaffenproblematik aus Sicht der kanti-

schen Moralphilosophie sowie der christlichen Ethik läßt sich an dieser Stelle festhal-

ten: Eine sicherheitspolitische Strategie, welche die potentielle Vernichtung ganzer 

Gesellschaften oder der menschlichen Zivilisation insgesamt in Kauf nimmt, vermag 

kein legitimes Mittel zur Bewahrung von Freiheit und Frieden darzustellen15. Und je-

                                                           
15 Diese Überlegungen schließen eine Strategie der Abschreckung, die selbstverständlich von der bisheri-

gen erheblich differieren müßte – Grundprinzipien müßten Denuklearisierung und wechselseitige Vertei-
digerüberlegenheit darstellen – nicht prinzipiell aus; jene kann erhalten bleiben, da man einem potentiel-
len Aggressor die Bereitschaft und den Willen zur Verteidigung mit den entsprechenden Konsequenzen 
für ihn selbst ja ankündigt und glaubhaft macht. 
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der, der zur Stützung des gegenwärtigen Systems nuklearer Abschreckung auf der 

Basis wechselseitig gesicherter Vernichtungsfähigkeit in irgendeiner Form beiträgt – 

sei es der Politiker, der Soldat, der Wissenschaftler, der Steuerzahler – macht sich 

schuldig dadurch, daß er gegen die fundamentalen Prinzipien menschlichen rsp. 

menschenwürdigen Miteinanders und gegen die Moralprinzipien reiner praktischer 

Vernunft verstößt. 

4. Verantwortung – Reflexionen zum Umgang mit dem M ilitärischen 

Den Ausgangspunkt für den Umgang mit der soldatischen Verantwortung stellt wiede-

rum Kants Kritik der praktischen Vernunft dar, denn die Antwort auf seine bereits zi-

tierte fundamentale Frage nach dem: „Was soll ich tun?“ basiert auf der Erkenntnis, 

daß für jegliches menschliche Handeln das je eigene Gewissen den Maßstab bildet 

und setzt (vgl. Kant 19653). Dies gilt auch für den Soldaten und impliziert zwingend 

die Nichtigkeit des Rückzugs auf erhaltene Befehle zur Legitimation irgendwelchen 

soldatischen Handelns. Denn indem ein Soldat einen Befehl ausführt, macht er einen 

fremden Willen zu seinem eigenen und bevor er diesen seinen eigenen Willen durch 

sein Handeln realisiert, muß er dessen Legitimation an seinem eigenen Gewissen 

prüfen16. Für den betroffenen Militärangehörigen existiert keine Möglichkeit, sich die-

ser existentiell bedeutsamen Problematik zu entziehen.  

Als Minimalvoraussetzung für seine Gewissensprüfung ist der Soldat daher ver-

pflichtet, die jeweilige Rechtsgrundlage der ihm erteilten Befehle zu analysieren, nicht 

zuletzt deshalb, da spätestens seit dem nach dem Zweiten Weltkrieg realisierten 

Nürnberger Kriegsverbrechertribunal (vgl. Reginbogin/Safferlin 2006) der Rekurs auf 

die übergeordnete politische und militärische Autorität als Exkulpation entfällt: Dort 

wurde nämlich völkerrechtlich verbindlich festgeschrieben, daß kein Soldat kriminelle 

Befehle ausführen darf. Dieses und weitere der sogenannten Nürnberger Prinzipien, 

in denen die in der Tradition der Aufklärung verwurzelte moderne Rechtsphilosophie 

ihren Niederschlag gefunden hatte, spiegelten sich in korrespondierenden Rechts-

normen zum einen in diversen nationalen wehrrechtlichen Gesetzeswerken, zum an-

                                                           
16 Der Vordenker der Inneren Führung Wolf Graf von Baudissin bringt diesen Sachverhalt auf den selben 

Punkt, wenn er davon spricht, daß die Soldaten die ‚Pflichten, die ihnen das Gesetz abverlangt, auf ihr ei-
genes Gewissen zu nehmen‘ hätten (vgl. Baudissin 1969, S. 311).  
Eine solche Vorstellung vom seinem autonomen Gewissen folgenden »Staatsbürger in Uniform« impli-
ziert natürlich, daß in letzter Konsequenz jeder Soldat selbst entscheidet, mit welchen Mitteln und bis zu 
welchem Zeitpunkt er gegebenenfalls zu kämpfen bereit ist. Mit diesem moralischen Imperativ sind die 
Funktionsimperative des gesellschaftlichen Subsystems Militär, zumindest in seiner gegenwärtigen Kon-
stitution nicht kompatibel, woraus denn – frei nach Hegel – folgt: umso schlimmer für das Militär. 
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deren auch auf völkerrechtlicher Ebene wider. Für den Soldaten der Bundeswehr bil-

den das Soldatengesetz (SG) sowie das Wehrstrafgesetz (WStG) der Bundesrepublik 

Deutschland die juridische Richtschnur seines Handelns. Dort heißt es in § 10 SG zu 

den „Pflichten des Vorgesetzten“ u. a.: „Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken 

und nur unter Beachtung der Regeln des Völkerrechts, der Gesetze und der Dienst-

vorschriften erteilen“ und weiter: „Er trägt für seine Befehle die Verantwortung. Befeh-

le hat er in der den Umständen angemessenen Weise durchzusetzen“ (BMVg 2003a, 

S.112f). Darüber hinaus einschlägig ist der § 11 SG betreffend die Gehorsamspflicht 

des Soldaten, wo es heißt: „Der Soldat muß seinen Vorgesetzten gehorchen. Er hat 

ihre Befehle nach besten Kräften vollständig, gewissenhaft und unverzüglich auszu-

führen. Ungehorsam liegt nicht vor, wenn ein Befehl nicht befolgt wird, der die Men-

schenwürde verletzt oder der nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist; die irri-

ge Annahme, es handele sich um einen solchen Befehl, befreit den Soldaten nur dann 

von der Verantwortung, wenn er den Irrtum nicht vermeiden konnte und ihm nach den 

ihm bekannten Umständen nicht zuzumuten war, sich mit Rechtsbehelfen gegen den 

Befehl zu wehren“ (BMVg 2003a, S.112f). Nachgerade eine Pflicht zur Gehorsams-

verweigerung normiert Absatz 2 jenes Paragraphen, welcher lautet: „Ein Befehl darf 

nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgt der Unter-

gebene den Befehl trotzdem, so trifft ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn 

es nach den ihm bekannten Umständen offensichtlich ist, daß dadurch eine Straftat 

begangen wird“ (BMVg 2003a, S.112f). Für den Fall von Verstößen gegen vorgenann-

te soldatengesetzliche Normierungen sieht das Wehrstrafgesetz entsprechende Sank-

tionen vor17. 

Vergleichbare wenn auch nicht identische Regelungen gelten unter den Verbün-

deten in der Nordatlantischen Allianz. So sind im Vereinigten Königreich Soldaten 

verpflichtet, jeden rechtswidrigen Befehl zu verweigern. In Dänemark und Frankreich 

wiederum müssen Soldaten alle offenkundig rechtswidrigen Befehle verweigern. Dar-

über hinaus sind sie berechtigt, alle sonstigen rechtswidrigen Befehle nicht zu befol-

gen. In Belgien, Luxemburg, den Niederlanden, Polen und Spanien müssen wie in 
                                                           

17 Einschlägig hierfür sind vor allem:  
$ § 5 Handeln auf Befehl,  
$ § 19 Ungehorsam,  
$ § 20 Gehorsamsverweigerung,  
$ § 21 Leichtfertiges Nichtbefolgen eines Befehls,  
$ § 22 Verbindlichkeit des Befehls, Irrtum,  
$ § 32 Mißbrauch der Befehlsbefugnis zu unzulässigen Zwecken,  
$ § 33 Verleiten zu einer rechtswidrigen Tat,  
$ § 34 Erfolgloses Verleiten zu einer rechtswidrigen Tat; 
(vgl. Anonym 1974). 
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Deutschland Soldaten alle Befehle verweigern, durch die eine Straftat begangen wür-

de. Während jedoch in den Niederlanden ein Soldat sämtliche rechtswidrigen Befehle 

verweigern darf, sind Soldaten in Deutschland, Luxemburg und Spanien nur dazu be-

rechtigt, einen engeren Kreis rechtwidriger Befehle zu verweigern. Hierzu gehören 

insbesondere Befehle, die gegen die Menschenwürde verstoßen (vgl. hierzu Nolte 

2002 sowie Groß 2005). 

Doch nicht nur auf nationaler, sondern auch auf internationaler Ebene findet die 

strikte Rechtsbindung von soldatischem Befehl und Gehorsam ihre Bekräftigung. So 

zum Beispiel im »Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit«, 

den die Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten der KSZE im Dezember 

1994 in Budapest vereinbart hatten. Dort wird stipuliert: 

„30. Jeder Teilnehmerstaat wird die Angehörigen seiner Streitkräfte mit 
dem humanitären Völkerrecht und den geltenden Regeln, Übereinkommen 
und Verpflichtungen für bewaffnete Konflikte vertraut machen und gewährlei-
sten, daß sich die Angehörigen der Streitkräfte der Tatsache bewußt sind, 
daß sie nach dem innerstaatlichen und dem Völkerrecht für ihre Handlungen 
individuell verantwortlich sind. 

31. Die Teilnehmerstaaten werden gewährleisten, daß die mit Befehls-
gewalt ausgestatteten Angehörigen der Streitkräfte diese im Einklang mit 
dem einschlägigen innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht ausüben und 
daß ihnen bewußt gemacht wird, daß sie nach diesem Recht für die un-
rechtmäßige Ausübung ihrer Befehlsgewalt individuell zur Verantwortung ge-
zogen werden können und daß Befehle, die gegen das innerstaatliche Recht 
und das Völkerrecht verstoßen, nicht erteilt werden. Die Verantwortung der 
Vorgesetzten entbindet die Untergebenen nicht von ihrer individuellen Ver-
antwortung“ (Auswärtiges Amt 1998, S. 267f). 

Indessen vermögen Recht und Gesetz lediglich ein Kriterium für die Legitimation sol-

datischen Handelns zu liefern, denn wie bereits dargelegt bildet das je eigene Gewis-

sen des einzelnen Soldaten die Letztinstanz hierfür. Im Hinblick auf die Streitkräfte 

der Bundesrepublik Deutschland18 findet dieses Grundprinzip seine Bestätigung in der 

schon genannten Konzeption der »Inneren Führung« des Generals von Baudissin. 

Für ihn, der oft als „Vater der Inneren Führung“ apostrophiert wurde, galt nämlich oh-

                                                           
18 In seinem Urteil zur Gewissensfreiheit von Soldaten der Bundeswehr legt der 2. Wehrdienstsenat des 

Bundesverwaltungsgerichts folgenden Gewissensbegriff zugrunde: „Unter Gewissen ist ein real erfahrba-
res seelisches Phänomen zu verstehen, dessen Forderungen, Mahnungen und Warnungen für Men-
schen unmittelbar evidente Gebote unbedingten Sollens sind. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ist eine Gewissensentscheidung ‚jede ernste sittliche, d.h. an den Kategorien 
von ‚Gut’ und ‚Böse’ orientierte Entscheidung … , die der Einzelne in einer bestimmten Lage als für sich 
bindend und unbedingt innerlich verpflichtend erfährt, so dass er gegen sie nicht ohne ernste Gewissens-
not handeln könnte‘“ (Bundesverwaltungsgericht 2005, S. 51). 
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ne Vorbehalt: „Soldatische Existenz heißt, in Verantwortung und Gewissenstreue le-

ben“ (Baudissin 1969, S. 217). Beim Soldaten handelt es sich nach seiner Auffassung 

unabdingbar um einen Menschen „mit Gewissen und Verantwortung“, denn: „anders 

kann er sich nicht sehen, ohne sich aufzugeben“ (Baudissin 1969, S. 252). Den uni-

formierten „Funktionär im militärischen Bereich“, für den der Befehl an die Stelle des 

Gewissens tritt, bezeichnet er als den „mechanisch-totalitäre[n] Soldat[en]“ (Baudissin 

1969, S. 199) – auch der Terminus „Befehl-und-Gehorsams-Roboter“ träfe wohl 

durchaus Baudissins Vorstellung. In diametralem Gegensatz zu derartigen Aberratio-

nen beharrt er darauf, daß die Obrigkeit die Gewissensbindung des einzelnen als letz-

te moralische Grundlage als conditio sine qua non der Menschenwürde anzuerkennen 

hat (vgl. Baudissin 1969, S. 42). Dementsprechend durchzieht seine Forderung nach 

dem „ständig wache[n] Gewissen“ (Baudissin 1969, S. 306) des »Staatsbürgers in 

Uniform« wie ein roter Faden die Schriften und Reden Baudissins.  

Auch andere hochrangige militärische Führer erkannten den über alle Stufen der 

militärischen Hierarchie hinweg für jeden Soldaten – gleich ob Vorgesetzter oder Un-

tergebener – geltenden Rechtssatz individueller Verantwortlichkeit für sein Tun und 

Lassen an und bekräftigt ihn immer wieder aufs Neue. So postulierte der vormalige 

Generalinspekteur der Bundeswehr, General Klaus Naumann, gar eine soldatische 

Pflicht zur Gehorsamsverweigerung, als er in seinem Generalinspekteursbrief 1/1994 

ausführte: „In unserem Verständnis von Rechtsstaatlichkeit und Ethik stehen dem 

Gehorsamsanspruch des Dienstherrn das Recht und die Pflicht zur Gehorsamsver-

weigerung gegenüber, wo eben diese Rechtsstaatlichkeit und Sittlichkeit mit dem mili-

tärischen Auftrag nicht mehr in Einklang stehen, der Soldat damit außerhalb der frei-

heitlich-demokratischen Rechtsordnung gestellt würde“ (Naumann 1994)19 Zwei Jahre 

zuvor hatte Generalleutnant Peter von Kirchbach ebenfalls an Kant und Baudissin an-

geknüpft, als er in der vom Bundesministerium der Verteidigung herausgegebenen 

Offizierzeitschrift Truppenpraxis konstatierte: „Die Spannung [zwischen Freiheit und 

Gehorsam] besteht in der Bindung an Befehle einerseits, in der Bindung an ein Wer-

tesystem andererseits. Die Spannung besteht in der Bindung und Treuepflicht an den 

Staat einerseits und dem Wissen, daß staatliches Handeln immer nur das Vorletzte 
                                                           

19 Der General plagiiert an dieser Stelle ungeniert Wolf Graf von Baudissin, der 1956 in seinen Überlegun-
gen zur „Tradition der Bundeswehr“ geschrieben hatte: „Im Verständnis rechtsstaatlicher Ethik stehen 
dem strengen Anspruch des Befehlenden auf unverzüglichen und gewissenhaften Gehorsam das Recht 
und die Pflicht zur Gehorsamsverweigerung gegenüber, wo Höheres auf dem Spiele steht. Dadurch wird 
die soldatische Existenz für sittlich gegründete Menschen erst möglich. Sollte es sich erweisen, daß Sitt-
lichkeit und Rechtsstaatlichkeit mit dem militärischen Sachzweck unvereinbar sind, dann stünden wir vor 
der erschreckenden Tatsache, daß der Soldat außerhalb der Ordnung steht“ (Baudissin 1969, S. 107). 
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sein kann und daß das an ein höheres Wertesystem gebundene Gewissen eine ent-

scheidende Berufungsinstanz sein muß. Sicher wird der Staat seinen Bürgern norma-

lerweise nicht zumuten, gegen den Rat ihres Gewissens zu handeln. Der Staat der 

Demokratie wird sich im Gegenteil auf die Werte berufen, in denen das Gewissen 

gründet. Im Wissen um diese Spannung aber und im Wissen, nicht jedem Anspruch 

zur Verfügung zu stehen, besteht letztlich der Unterschied zwischen Soldat und 

Landsknecht“ (Kirchbach 1993, S. 335). 

Auf Grund dessen kann auch der von Soldaten oft gebetsmühlenhaft reklamierte 

und dabei völlig mißverstandene Primat der Politik nicht greifen, der sich gemeinhin 

darin ausdrückt, daß von der Bundesregierung getroffene und vom Parlament abge-

segnete Entscheidungen über den Einsatz der Bundeswehr als sakrosankt und nicht 

hinterfragbar deklariert werden, um damit die unreflektierte Ausführung jeglicher Be-

fehle zu legitimieren. Übersehen wird dabei in aller Regel zweierlei: Erstens, daß we-

der Bundesregierung noch Bundestag den Status der Unfehlbarkeit besitzen, wie die 

ständige Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts beweist, das allzu häufig 

schon Gesetze und Beschlüsse der anderen Verfassungsorgane als verfassungswid-

rig zurückweisen mußte. Zweitens aber herrscht völliges Unverständnis darüber, daß 

der Primat der Politik Gehorsam des Militärs im Handeln gegenüber den Anweisun-

gen des Souveräns überhaupt nur insoweit beanspruchen darf, wie dies mit Recht 

und Gesetz sowie dem je eigenen Gewissen der Soldaten und Soldatinnen in Ein-

klang zu bringen ist. Bekräftigt haben dies vor einigen Jahren beispielhaft die deut-

schen Bischöfe in ihrer unter dem Titel „Soldaten als Diener des Friedens“ abgegebe-

nen „Erklärung zur Stellung und Aufgabe der Bundeswehr“, wo es heißt: „Die Bindung 

militärischen Handelns an die nationale und internationale Rechtsordnung begrenzt 

Befehlsgewalt und Gehorsamspflicht der Soldaten. Die Gehorsamspflicht endet dort, 

wo rechtswidrige Handlungen befohlen werden“ (Sekretariat der Deutschen Bischofs-

konferenz 2005, S. 8)20. Dagegen implizierte ein schrankenlos geltender Primat der 

                                                           
20 In der Bundeswehr existiert dagegen die juristische Chimäre des rechtswidrigen, aber dennoch verbindli-

chen Befehls. So heißt es etwa in dem Leitfaden „Hinweise für Rechtsberater und Rechtslehrer – Um-
gang mit Soldaten und Soldatinnen, die aus Gewissensgründen Befehle nicht befolgen wollen“, einem 
ressortinternen Arbeitspapier aus der Rechtsabteilung I 5 des Bundesministeriums der Verteidigung vom 
Dezember 2005, wörtlich: „Nicht jeder rechtswidrige, sondern grundsätzlich nur der mit schweren Män-
geln behaftete rechtswidrige Befehl ist unverbindlich“ (S. 6). Geradezu aberwitzige Dimensionen gewinnt 
diese Vorstellung, wenn ebendort im Hinblick auf das ultimative Verbrechen überhaupt, nämlich das des 
Angriffskrieges (weil es alle anderen Verbrechen in sich birgt und entfesselt), argumentiert wird: „Selbst 
wenn der Krieg im Irak, wie behauptet wird, als Angriffskrieg zu werten wäre, hätten sich einzelne Solda-
ten oder Soldatinnen auf das strafrechtlich verankerte Verbot der Vorbereitung eines Angriffskriegs (§ 80 
StGB) als Unverbindlichkeitsgrund weder berufen dürfen noch gar berufen müssen. Diesem Verbot unter-
fallen nur Soldaten oder Soldatinnen, die als sicherheits- und militärpolitische Berater/Beraterinnen eine 
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Politik, soldatisches Handeln ungeachtet der jeweiligen Legalität und Legitimität au-

ßen- und sicherheitspolitischer Entscheidungen und ohne Rücksicht auf die individuel-

le Gewissensentscheidung der Maxime „right or wrong – my parliament“ zu unterwer-

fen. Letzten Endes bleibt der individuelle Soldat demnach zurückgeworfen auf sein 

autonomes Gewissen. Weder Bundestag noch Bundesregierung noch seine militäri-

schen Vorgesetzten können und dürfen ihm diese notwendige Gewissensentschei-

dung abnehmen oder qua Gesetz und Befehl oktroyieren, weil Moralentscheidungen 

prinzipiell vom Individuum zu treffen sind und sich gemäß Kants Kriterien reiner prak-

tischer Vernunft ein Anspruch auf intersubjektiv generalisierte Geltung derselben für 

Dritte nicht begründen läßt. 

Nachdem an dieser Stelle feststeht, daß Soldaten und Soldatinnen nach mora-

lisch-sittlichen Kriterien aufgefordert und nach juridischen Normen gar verpflichtet 

sind, die Befolgung rechtswidriger, insbesondere natürlich völkerrechtswidriger Befeh-

le zu verweigern, bleibt im Hinblick auf die Nuklearwaffenproblematik nunmehr noch 

zu klären, ob und inwieweit die Drohung mit sowie der Einsatz von derartigen Waffen 

mit dem geltenden Völkerrecht vereinbar ist oder mit diesem kollidiert. 

Als Parameter, die den Rechtsrahmen für die Handlungs- und Gewissensent-

scheidungen von in diesem Bereich involvierten Soldaten abstecken, müssen grund-

sätzlich zunächst einmal die allgemeinen Normen des humanitären Völkerrechts gel-

ten (BMVg 2003b). Darüber hinaus sind in diesem Kontext im Speziellen der „Vertrag 

über die Nichtverbreitung von Kernwaffen“ aus dem Jahr 1968 (BMVg 2003c), das 

Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofes zur Legalität von Nuklearwaffen 

1996 (International Court of Justice 1996) sowie der am 7. Juli 2017 von der UN-

Generalversammlung verabschiedete Atomwaffenverbotsvertrag (United Nations 

2017) heranzuziehen. 

Im Hinblick auf die völkerrechtliche Bewertung nuklearer Waffen(-einsätze) sind 

neben der im humanitären Völkerrecht in Gestalt der sogenannten Martens‘sche 

Klausel21 zwingend normierten Verpflichtung zum Schutz jedweder Bevölkerung und 

                                                                                                                                                                                   
herausgehobene Funktion im Regierungsapparat ausüben. Nur sie können auf die politische Willensbil-
dung bei der Entfesselung oder Förderung eines Angriffskriegs überhaupt entsprechenden Einfluss neh-
men“ (BMVg 2005, S. 9). Auf den Punkt gebracht lautet der für die Bundeswehr gültige Irrwitz: Nur dem 
General ist der Angriffskrieg verboten, der Gefreite aber muß dabei mitmachen.  

21 Dieses erstmals im (IV. Haager) Abkommen vom 18.10.1907 betreffend die Gesetze und Gebräuche des 
Landkrieges enthaltene Prinzip besagt, daß selbst wenn eine Kriegshandlung nicht ausdrücklich durch 
internationale Abkommen oder durch Gewohnheitsrecht verboten ist, diese nicht deshalb bereits ohne 
weiteres zulässig wäre. Im Wortlaut wird dort festgelegt: „Solange, bis ein vollständigeres Kriegsgesetz-
buch festgestellt werden kann, halten es die Hohen vertragschließenden Teile für zweckmäßig, festzu-
setzen, daß in den Fällen, die in den Bestimmungen der von ihnen angenommenen Ordnung nicht ein-
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sämtlicher Kriegführenden nachfolgende internationale Vereinbarungen von besonde-

rer Relevanz:  

• das (IV. Haager) Abkommen vom 18.10.1907, betreffend die Gesetze und 
Gebräuche des Landkrieges, 

• die Anlage zum Abkommen Ordnung der Gesetze und Gebräuche des 
Landkrieges (Haager Landkriegsordnung), 

• die Haager Regeln des Luftkrieges vom 19.02.1923, 
• das Genfer Protokoll vom 17.06.1925 über das Verbot der Verwendung 

von erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriologi-
schen Mitteln im Kriege, 

• die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes vom 
09.12.1948, 

• das IV. Genfer Abkommen vom 12.08.1949 zum Schutze von Zivilperso-
nen in Kriegszeiten, 

• das Zusatzprotokoll in der Fassung vom 30.11.1993 zu den Genfer Ab-
kommen vom 12.08.1949 über den Schutz der Opfer internationaler be-
waffneter Konflikte (Protokoll I), 

• die Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 
14.05.1954, 

• die Ausführungsbestimmungen zur Konvention zum Schutz von Kulturgut 
bei bewaffneten Konflikten, 

• das (Erste) Protokoll zur Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaff-
neten Konflikten vom 14.05.1954 sowie 

• das Zweite Protokoll vom 26.03.1999 zur Haager Konvention von 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten. 

Ohne en détail auf die in vorstehenden völkerrechtlichen Abkommen getroffenen 

Normierungen einzugehen, läßt sich doch deren essentieller Gehalt in einigen Punk-

ten zusammenfassen: 

 Zunächst einmal wird festgelegt, daß die Kriegführenden kein unbeschränktes 

Recht in der Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes haben, insbesondere bleibt 

die Verwendung chemischer und biologischer Gift- und Kampfstoffe untersagt. Da 

beim Einsatz nuklearer Waffen neben der unmittelbaren Druck- und Hitzewirkung 

auch in erheblichem Umfang giftige Schwermetalle und andere Stoffe freigesetzt wer-

                                                                                                                                                                                   
begriffen sind, die Bevölkerung und die Kriegführenden unter dem Sc hutze und der Herrschaft der 
Grundsätze des Völkerrechts bleiben , wie sie sich ergeben aus den unter gesitteten Völkern festste-
henden Gebräuchen, aus den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen 
Gewissens.“ Erneut bestätigt wurde die Geltung dieser Klausel im Zusatzprotokoll in der Fassung vom 
30.11.1993 zu den Genfer Abkommen vom 12.08.1949 über den Schutz der Opfer internationaler be-
waffneter Konflikte (Protokoll I) sowie im Übereinkommen über das Verbot oder die Beschränkung des 
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos 
wirken können (VN-Waffenübereinkommen) vom 10.10.1980 in der Fassung der Übereinkünfte vom 
13.10.1995 und 03.05.1996.  
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den, muß ein solcher Einsatz bereits als illegal gelten; hinzu kommt die mit dem ra-

dioaktiven Fallout verbundene letale (ionisierende) Strahlung, die zwar in den Ab-

kommen nicht explizit aufzufinden ist, für die indessen die schon genannte Mar-

tens‘sche Klausel greift. 

Generell untersagt wird der Gebrauch von Waffen, Geschossen oder Stoffen, die 

geeignet sind, unnötig Leiden zu verursachen, was auf Atomwaffeneinsätze fraglos 

zutrifft.  

Speziell verboten ist der Beschuß von unverteidigten Städten, Dörfern, Wohnstät-

ten oder Gebäuden mit welchen Mittel auch immer – das schließt Nuklearwaffen 

selbstverständlich ein. Ebenso dezidiert wie umfassend geschützt werden von dem in 

den oben aufgeführten Abkommen niedergelegten „ius in bello“ die sogenannten 

Nichtkombattanten, insbesondere also die am Kriege unbeteiligte Zivilbevölkerung 

sowie weitere vom humanitären Völkerrecht besonders geschützte Personen(-grup-

pen) wie Sanitätspersonal, Militärgeistliche oder auch Kriegsgefangene, Schiffbrüchi-

ge sowie Kranke und Verwundete.  

Darüber hinaus sind die kriegführenden Parteien verpflichtet, „die dem Gottes-

dienste, der Kunst, der Wissenschaft und der Wohltätigkeit gewidmeten Gebäude, die 

geschichtlichen Denkmäler, die Hospitäler und Sammelplätze für Kranke und Ver-

wundete soviel wie möglich zu schonen“ (BMVg 2003b, S. 238).  

Ferner ist es „verboten, Methoden oder Mittel der Kriegführung zu verwenden, die 

dazu bestimmt sind oder von denen erwartet werden kann, daß sie ausgedehnte, 

langanhaltende und schwere Schäden der natürlichen Umwelt verursachen“ (BMVg 

2003b, S. 145). In dieses Verbot eingeschlossen sind Methoden oder Mittel der Krieg-

führung, „die dazu bestimmt sind oder von denen erwartet werden kann, daß sie de-

rartige Schäden der natürlichen Umwelt verursachen und dadurch Gesundheit oder 

Überleben der Bevölkerung gefährden“ (BMVg 2003b, S. 151).  

Von überragender Bedeutung schlußendlich ist der Umstand, daß Nuklearwaffen 

weder dem im humanitären Völkerrecht kodifizierten Diskriminierungsgebot noch dem 

Proportionalitätsgebot genügen können. Gemäß ersterem sind sogenannte „unter-

schiedslose Angriffe“ verboten. Als solche gelten:  

„a) Angriffe, die nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet wer-
den, 

b) Angriffe, bei denen Kampfmethoden oder -mittel angewendet werden, die 
nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet werden können, 
oder  

c) Angriffe, bei denen Kampfmethoden oder -mittel angewendet werden, de-
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ren Wirkungen nicht entsprechend den Vorschriften dieses Protokolls be-
grenzt werden können und die daher in jedem dieser Fälle militärische 
Ziele und Zivilpersonen oder zivile Objekte unterschiedslos treffen kön-
nen“ (BMVg 2003b, S. 150). 

Im Speziellen sind folgende Angriffsarten als unterschiedslos zu betrachten: 

„a) ein Angriff durch Bombardierung — gleichviel mit welchen Methoden oder 
Mitteln — bei dem mehrere deutlich voneinander getrennte militärische 
Einzelziele in einer Stadt, einem Dorf oder einem sonstigen Gebiet, in 
dem Zivilpersonen oder zivile Objekte ähnlich stark konzentriert sind, wie 
ein einziges militärisches Ziel behandelt werden, und 

b) ein Angriff, bei dem damit zu rechnen ist, daß er auch Verluste an Men-
schenleben unter der Zivilbevölkerung, die Verwundung von Zivilperso-
nen, die Beschädigung ziviler Objekte oder mehrere derartige Folgen zu-
sammen verursacht, die in keinem Verhältnis zum erwarteten konkreten 
und unmittelbaren militärischen Vorteil stehen“ (BMVg 2003b, S. 150). 

Letztere Kautel konkretisiert das völkerrechtliche Proportionalitätsgebot, welches bei 

jeglicher Kriegshandlung zwingend zu beachten ist.  

Mit ihrer in Raum und Zeit nahezu unbegrenzten Waffenwirkung, durch welche 

die Biosphäre ebenso wie die Technosphäre im Extremfall totaler Vernichtung preis-

gegeben sind, verstoßen Einsätze nuklearer Sprengkörper evident und zugleich un-

vermeidlich gegen sämtliche vorstehend aufgezeigte Regelungen des humanitären 

Völkerrechts22; zugleich ist daher die „Nutzbarmachung der Nuklearwaffe als Krieg-

führungsinstrument … ausgeschlossen“ (Fischer 1985, S. 242)23. In diesem Kontext 

ist zu bedenken, daß, wenn der Einsatz nuklearer Waffen als Unrechtsakt zu klassifi-

zieren ist, dies selbstredend ebenso für sämtliche vorbereitende Handlungen wie La-

gerung, Einsatzplanung oder Angriffstraining gilt (vgl. Deiseroth 1996, S. 80f). 

Als völkerrechtswidrig zu bewerten ist freilich nicht nur der potentielle Einsatz von 

                                                           
22 Dieses Dilemma ist den Protagonisten der nuklearen Abschreckung sehr wohl bewußt wie die seit Jahr-

zehnten unternommenen Bemühungen um die Verbesserung der Treffgenauigkeit, die Verringerung der 
Detonationswerte („sogenannte „Mini-Nukes“) oder die Veränderung der Detonationscharakteristik (in 
Gestalt der „Enhanced Radiation Weapons“, auch „Neutronenbombe“ genannt) illustrieren. Angesichts 
der strukturell gegebenen Verwundbarkeit hochmoderner Industriegesellschaften muß jeder dieser Ver-
suche freilich ein Ding der Unmöglichkeit bleiben. Im übrigen gilt auch für Atomwaffen, daß hinsichtlich 
„der Prüfung, Entwicklung, Beschaffung oder Einführung neuer Waffen oder neuer Mittel oder Methoden 
der Kriegführung festzustellen [ist], ob ihre Verwendung stets oder unter bestimmten Umständen durch 
[die anwendbaren Regeln] des Völkerrechts verboten wäre“ (BMVg 2003b, S. 145). 

23 Selbst Völkerrechtler, die an der grundsätzlichen Legalität nuklearer Waffen festhalten, wie beispielswei-
se der ehemalige Professor an der Universität der Bundeswehr München, Armin A. Steinkamm, müssen 
einräumen, daß die moderne Weiterentwicklung des Völkerrechts gravierende Implikationen aufwirft: 
„Neues Recht setzen insoweit besonders die Art. 51 f. und 57 ZP I, deren Wortlaut, wäre er auf Atomwaf-
fen anwendbar, deren Einsatz als völkerrechtswidrig erscheinen ließe“ (Steinkamm 19873, S. 226f).  
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Atomwaffen, sondern bereits deren schiere Existenz. Denn der „Vertrag über die 

Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen“ (vgl. BMVg 2003c, S. 47 - 51) aus dem Jahr 

1968 verpflichtet diejenigen Kernwaffenstaaten, die Vertragspartei sind – diese um-

fassen die USA, die Sowjetunion (heute die Russische Föderation), die VR China, 

Großbritannien und Frankreich – zur vollständigen Abrüstung dieser Waffensysteme. 

In der Präambel dieses Vertrages bekunden die Vertragsparteien ihre „Absicht, zum 

frühestmöglichen Zeitpunkt die Beendigung des nuklearen Wettrüstens herbeizufüh-

ren und auf die nukleare Abrüstung gerichtete wirksame Massnahmen zu ergreifen“ 

sowie ihren „Wunsch, … die Einstellung der Produktion von Kernwaffen, die Auflö-

sung aller vorhandenen Vorräte an solchen Waffen und die Entfernung der Kernwaf-

fen und ihrer Einsatzmittel aus den nationalen Waffenbeständen auf Grund eines Ver-

trags über allgemeine und vollständige Abrüstung unter strenger und wirksamer inter-

nationaler Kontrolle“ (BMVg 2003c, S. 47) in die Tat umzusetzen. Diese Willenserklä-

rung wird in anschließenden Vertragsregularien konkretisiert, wo es im einschlägigen 

Artikel VI heißt: „Jede Vertragspartei verpflichtet sich, in redlicher Absicht Verhand-

lungen zu führen über wirksame Maßnahmen zur Beendigung des nuklearen Wettrü-

stens in naher Zukunft und zur nuklearen Abrüstung sowie über einen Vertrag zur all-

gemeinen und vollständigen Abrüstung unter strenger und wirksamer internationaler 

Kontrolle“ (BMVg 2003c, S. 49). Dieser völkerrechtlich verbindlichen Vertragsver-

pflichtung sind die Nuklearwaffenmächte während des vergangenen mehr als halben 

Jahrhunderts nicht nachgekommen – ganz im Gegenteil: der nukleare Rüstungswett-

lauf hat, nachdem die absurd überdimensionierten Atomwaffenarsenale in der End-

phase des Kalten Krieges und in den Jahren danach quantitativ drastisch reduziert 

worden waren, in Gestalt massiver Modernisierungen mittlerweile in qualitativer Hin-

sicht dramatische Ausmaße angenommen. Diese indolente Handlungsweise der 

Atomwaffenmächte konstituiert einen klaren Völkerrechtsbruch in Permanenz und ist 

insofern geeignet, die die Völkerrechtswidrigkeit von Nuklearwaffen eo ipso zu be-

gründen. 

Die Bundesrepublik Deutschland verstößt als Vertragspartei in ihrer Eigenschaft 

als Nichtkernwaffenstaat seit Jahrzehnten durch die im Rahmen der in der NATO 

etablierten Politik der sogenannten „nuklearen Teilhabe“ im Speziellen gegen den Ar-

tikel II des Nichtweiterverbreitungsvertrages, gemäß dem sich „[j]eder Nichtkernwaf-

fenstaat, der Vertragspartei ist, verpflichtet …, Kernwaffen und sonstige Kernspreng-

körper oder die Verfügungsgewalt darüber von niemandem unmittelbar oder mittelbar 
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anzunehmen, …“ (BMVg 2003c, S. 48)24. Exakt letzteres geschieht indessen, wenn 

im Kriegsfall von den deutschen Streitkräften bereitgestellte Trägersysteme – derzeit 

handelt es sich um die in der Eifel auf dem Fliegerhorst Büchel stationierten TORNA-

DO-Kampfflugzeuge des Jagdbombergeschwaders 33 – mit US-amerikanischen Nuk-

learwaffen bestückt und von Bundeswehrsoldaten ins Ziel gebracht werden (vgl. Dei-

seroth 1996, S. 80f). Die Stichhaltigkeit dieser Bewertung bestätigen die selbst im 

Bundesministerium der Verteidigung mittlerweile offenkundig gewordenen Bedenken, 

was den Einsatz von Atomwaffen angeht. Dort gab die Rechtsabteilung II 3 nämlich 

bereits 1996 eine sogenannte „Taschenkarte Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten 

Konflikten – Grundsätze –“ heraus, die gemäß ministerieller Weisung „in die Hand al-

ler Angehörigen der Bundeswehr gehört“ und „soweit nicht anders befohlen, bei je-

dem Auslandseinsatz in der äußeren linken Brusttasche des Kampfanzuges mitzufüh-

ren ist“ (BMVg 1996/2006). In dieser Taschenkarte steht für jeden Soldaten zu lesen:  

„Es ist verboten, Mittel oder Methoden anzuwenden, die dazu bestimmt oder 
geeignet sind, 

• überflüssige Verletzungen oder unnötige Leiden zu verursachen (z. B. 
Dum-Dum-Geschosse), 

• ausgedehnte, lang anhaltende und schwere Schäden der natürlichen 
Umwelt zu verursachen, 

• militärische Ziele und Zivilpersonen oder zivile Objekte unterschiedslos 
zu schädigen. 

Insbesondere der Einsatz folgender Kampfmittel ist deutschen Soldaten in 
bewaffneten Konflikten verboten: 

• Antipersonenminen, 
• bakteriologische Waffen  
• chemische Waffen (z. B. Giftgas) und  
• atomare Waffen“ (BMVg 1996/2006). 

Laut offiziell dokumentierter Rechtsauffassung des Verteidigungsministeriums dürfen 

deutsche Soldaten also gar keine Atomwaffen einsetzen, weil dies gegen das humani-

täre Völkerrecht verstieße. Zugleich implizierte der Einsatz nuklearer Waffen auch ei-

                                                           
24 Diese völkerrechtlich verbindliche Verpflichtung wurde im Artikel 3 des „Vertrages über die abschließende 

Regelung in bezug auf Deutschland vom 12.09.1990“ (sogenannter „Zwei-plus-Vier-Vertrag“) nochmals 
kodifiziert, wo es heißt: „Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokra-
tischen Republik bekräftigen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz von und auf Verfügungsgewalt 
über atomare, biologische und chemische Waffen. Sie erklären, daß auch das vereinte Deutschland sich 
an diese Verpflichtungen halten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen aus dem Ver-
trag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 1968 für das vereinte Deutschland fort“ (BMVg 
2003c, S. 290). Ungeachtet dessen steht die Frage im Raum, ob formalrechtlich dennoch eine deutsche 
Mitverfügung über Atomwaffen im Rahmen einer künftigen gemeinsamen europäischen Militär- und Si-
cherheitspolitik möglich wäre, denn die Bundesregierung hat den Atomwaffensperrvertrag 1973 nur unter 
diesem Vorbehalt unterzeichnet (siehe hierzu Hahnfeld 2006, S. 66). 
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nen Verfassungsbruch, denn nach Artikel 25 des Grundgesetzes sind die allgemeinen 

„Regeln des Völkerrechts … Bestandteil des objektiven, im Hoheitsbereich der Bun-

desrepublik Deutschland geltenden Rechts“ – und zwar laut Rechtssprechung des 

Bundesverfassungsgerichtes „als solche mit ihrer jeweiligen Tragweite“ (BVerfG zit. n. 

Paech 1997, S. 356). Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflich-

ten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebiets - nicht zuletzt für die Soldaten 

der Bundeswehr. Als Konsequenz ergibt sich, daß ein Soldat, der das Recht, nämlich 

Völkerrecht und Grundgesetz, wahren und verteidigen will, weder als Vorgesetzter 

den Befehl zum Einsatz nuklearer Waffen erteilen noch als Untergebener solche be-

folgen dürfte, also nach dem Soldatengesetzen verpflichtet wäre, die Ausführung ei-

nes solchen Befehls zu weigern (vgl. Deiseroth 1996, S. 80).  

Die aus den Normen des humanitären Völkerrechts konzis zu deduzierende Völ-

kerrechtswidrigkeit von Atomwaffen hat die Generalversammlung der Vereinten Na-

tionen beginnend mit ihrer Resolution 1653 (XVI) vom 24. November 1961 „regelmä-

ßig und mit immer steigender Staatenunterstützung“ (Paech 1997, S. 348) immer 

wieder aufs Neue festgestellt25, dergestalt daß sie „declared that the use of nuclear 

weapons would be a violation of the Charter and a crime against humanity“ (Interna-

tional Court of Justice 1996, S. 228). Auf durchaus spektakuläre Weise fand diese 

Rechtsauffassung im Jahre 1996 ihre Bestätigung in einem Rechtsgutachten des 

Internationalen Gerichtshofs zur „Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons“, 

also zur Legalität von Atomwaffen (vgl. International Court of Justice 1996), das die 

UN-Generalversammlung in einem Verfahren nach Art. 96 Abs. 2 der UN-Charta (vgl. 

Deiseroth 1996, S. 81) eingeleitet hatte. 

Ein wesentlicher Ausgangspunkt für ihre Urteilsfindung bestand in der Erkenntnis 

seitens der Richter, daß „[t]he destructive power of nuclear weapons cannot be con-

tained in either space or time. They have the potential to destroy all civilization and 

the entire ecosystem of the planet” (International Court of Justice 1996, S. 243). 

Da eine umfassende Darstellung des Argumentationsgangs den Umfang spren-

gen würde, sei an dieser Stelle lediglich die wichtigste Konklusion des Richtergre-

miums aufgeführt. Die Kernaussage besteht darin, daß die Androhung und der Ge-

brauch von Atomwaffen generell völkerrechtswidrig sind – wortwörtlich:  

„By seven votes to seven, by the President's casting vote, 
                                                           

25 Zuvor hatte die Generalversammlung der Vereinten Nationen bereits mit ihrer ersten, am 24. Januar 1946 
verabschiedeten Resolution überhaupt die Abschaffung sämtlicher Atomwaffen gefordert („… elimination 
from national armaments of atomic weapons and all other major weapons adoptable to mass destruc-
tion“) (United Nations 1946). 
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It follows from the above-mentioned requirements that the threat or use of 
nuclear weapons would generally be contrary to the rules of international law 
applicable in armed conflict, and in particular the principles and rules of hu-
manitarian law“ (International Court of Justice 1996, S. 266). 

Indessen sah sich der Gerichtshof nicht in der Lage, positiv oder negativ definitiv fest-

zustellen, ob der Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Atomwaffen in einer 

für einen Staat existenzgefährdenden extremen Notwehrsituation rechtmäßig oder 

rechtswidrig („lawful or unlawful in an extreme circumstance of self-defence“) wäre 

(vgl. Deiseroth 1996, S. 79).  

Freilich täuscht dieses lediglich vermeintlich knappe Abstimmungsergebnis von 7 

zu 7 Richterstimmen, wobei die Stimme des Präsidenten den Ausschlag gab, über die 

klare Majorität bezüglich der Illegalität nuklearer Waffen innerhalb des Gerichts hin-

weg, denn „[d]rei weitere Richter … votierten nur deshalb gegen die »Präsidenten-

mehrheit«, weil es nach ihrer Auffassung nicht nur »generell«, sondern – weiterge-

hend – ausnahmslos keine denkbare Rechtfertigung für einen Atomwaffeneinsatz ge-

ben könne; insofern ist die Sachentscheidung in dieser Frage mit einer Mehrheit von 

10 zu 4 Richterstimmen ergangen.“ (Deiseroth 1996, S. 79). Mit Zweidrittelmehrheit 

war der Internationale Gerichtshof demnach der Ansicht, daß sowohl die Drohung mit 

Nuklearwaffen als auch deren tatsächlicher Einsatz „absolut und unter allen denkba-

ren Umständen verboten sind“ (Paech 1997, S. 347), da das humanitäre Völkerrecht 

keinerlei Ausnahmen vom Verbot des Einsatzes von Massenvernichtungswaffen 

kennt. Drei der vier überstimmten Richter kamen zudem bezeichnenderweise aus den 

Atomwaffenstaaten USA, Großbritannien und Frankreich. 

Da das epochale Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofs von den 

Atomwaffenstaaten bis heute komplett ignoriert wurde, indem diese ungeniert auf ih-

rer Praxis des fortwährenden Völkerrechtsbruchs qua Beibehaltung ihrer Nuklearwaf-

fenarsenale beharrten, sah sich die Mehrheit der Staatengemeinschaft genötigt, dem 

Anliegen der sowohl moralisch-ethisch als auch völkerrechtlich dringend erforderli-

chen vollständigen militärischen Denuklearisierung neuerlich Vorschub zu leisten. Zu 

diesem Behufe erteilte die UN-Generalversammlung im Dezember 2016 das Mandat 

zur Aufnahme internationaler Verhandlungen über einen „rechtsverbindlichen Vertrag 

zum Verbot von Atomwaffen, der zu ihrer totalen Abschaffung“ (ICAN 2017, S. 7) 

führt. Nach nur einem halben Jahr Verhandlungsdauer wurde der ausgearbeitete 

Kernwaffenverbotsvertrag am 7. Juli 2017 mit 122 Stimmen in der Generalversamm-

lung der Vereinten Nationen angenommen. Bis April 2020 hatten diesen 81 Staaten 

unterzeichnet, 35 Staaten ihn ratifiziert (vgl. ICAN 2020). 90 Tage nach der 50. Ratifi-
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zierung wird der gemäß seiner einschlägigen Kautelen auf unbegrenzte Dauer ge-

schlossene Vertrag in Kraft treten. Das neue Abkommen schließt insofern eine Lücke 

im Völkerrecht, als bislang noch kein völkerrechtlicher Vertrag existierte, der die Ent-

wicklung, die Herstellung, den Besitz oder den Einsatz von Nuklearwaffen expressis 

verbis verbietet.  

In der Präambel des Kernwaffenverbotsvertrages wird an mehreren Stellen so-

wohl die moralisch-ethisch als auch die völkerrechtlich zwingende Verpflichtung zur 

Schaffung einer nuklearwaffenfreien Welt betont. Konkret wird dort verwiesen auf: 

• „[the] ethical imperatives for nuclear disarmament and the urgency of 
achieving and maintaining a nuclear-weapon-free world, which is a 
global public good of the highest order, serving both national and col-
lective security interests, 

• the need for all States at all times to comply with applicable internation-
al law, including international humanitarian law and international hu-
man rights law,  

• the principles and rules of international humanitarian law, in particular 
the principle that the right of parties to an armed conflict to choose me-
thods or means of warfare is not unlimited, the rule of distinction, the 
prohibition against indiscriminate attacks, the rules on proportionality 
and precautions in attack, the prohibition on the use of weapons of a 
nature to cause superfluous injury or unnecessary suffering, and the 
rules for the protection of the natural environment“ (United Nations 
2017). 

Darüber hinaus wird unmißverständlich klargestellt, „that any use of nuclear weapons 

would be contrary to the rules of international law applicable in armed conflict, in par-

ticular the principles and rules of international humanitarian law“ und „that any use of 

nuclear weapons would also be abhorrent to the principles of humanity and the dic-

tates of public conscience“ (ebda.). Abschließend wird „the role of public conscience 

in the furthering of the principles of humanity as evidenced by the call for the total eli-

mination of nuclear weapons“ (ebda.) betont. 

Die entscheidenden Regelungen sind im Artikel 1 des Kernwaffenverbotsvertra-

ges fixiert. Dieser enthält das Verbot von Entwicklung, Test, Produktion, Erwerb, La-

gerung, Transfer, direkter oder indirekter Kontrolle, Stationierung und Einsatz von 

Atomwaffen, außerdem die Drohung mit letzterem. Auch die Unterstützung der verbo-

tenen Aktivitäten wird untersagt. Im einzelnen verpflichten sich die Vertragsparteien 

„never under any circumstances to:  

(a) Develop, test, produce, manufacture, otherwise acquire, possess or 
stockpile nuclear weapons or other nuclear explosive devices;  

(b) Transfer to any recipient whatsoever nuclear weapons or other nuclear 
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explosive devices or control over such weapons or explosive devices di-
rectly or indirectly;  

(c) Receive the transfer of or control over nuclear weapons or other nuclear 
explosive devices directly or indirectly;  

(d) Use or threaten to use nuclear weapons or other nuclear explosive devic-
es;  

(e) Assist, encourage or induce, in any way, anyone to engage in any activity 
prohibited to a State Party under this Treaty;  

(f) Seek or receive any assistance, in any way, from anyone to engage in 
any activity prohibited to a State Party under this Treaty;  

(g) Allow any stationing, installation or deployment of any nuclear weapons 
or other nuclear explosive devices in its territory or at any place under its 
jurisdiction or control“ (United Nations 2017). 

Sollte der Kernwaffenverbotsvertrag in absehbarer Zukunft mit all seinen darin enthal-

tenen Regelungen in Kraft treten, so implizierte dies einen entscheidenden Schritt hin 

zu einer nuklearwaffenfreien Welt, da zweifelsohne seine unaufhaltsam fortschreiten-

de völker(gewohnheits-)rechtliche Verbindlichkeit, deren Sog sich auch die Nuklear-

waffenstaaten auf Dauer nicht entziehen könnten, die Folge wäre. 

Speziell für die Bundesrepublik Deutschland würde das „erhebliche Konsequen-

zen nach sich ziehen. So müsste die Bundesregierung den Abzug aller in der Bundes-

republik stationierten Atomwaffen von den USA fordern und alle Stationierungsab-

kommen kündigen, die sich auf Atomwaffen beziehen. Sie müsste alle Übungen der 

Bundeswehr mit Atomwaffen einstellen und darüber hinaus der Regierung der USA 

den Transport und die Lagerung von Atomwaffen über und auf deutschem Territorium 

untersagen. Das würde darüber hinaus auch die Beendigung der atomaren Teilhabe 

in der NATO bedeuten, und die Bundesregierung müsste ihre Mitarbeit in der nuklea-

ren Planungsgruppe der NATO beenden. Allen verborgenen aber immer noch laten-

ten Wünschen nach einer eigenen Atommacht wäre damit jede Aussicht auf Erfüllung 

entzogen“ (Paech 2019). 

Als Fazit der zuvor beschriebenen Entwicklung des Völkerrechts läßt sich festhal-

ten, daß über ein halbes Jahrhundert hinweg sich in der internationalen Gemeinschaft 

mit überwältigender Mehrheit die Rechtsauffassung verfestigt hat, daß Nuklearwaffen, 

insbesondere natürlich deren Einsatz, aber auch schon die Androhung desselben, il-

legal und unmoralisch und derartige Waffen aus diesem Grunde völkerrechtlich zu 

ächten sind. 

Diese sich seit einem halben Jahrhundert stetig verfestigende Rechtsentwicklung 

findet ihre Entsprechung in der Friedensphilosophie Kants, gemäß der die Wahrneh-

mung des Rechts zur Verteidigung dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit von intendier-
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tem Zweck und selektierten Mitteln unterliegt. Zwar postuliert Kant zunächst äußerst 

rigoros: „fiat iustitia, pereat mundus, das heißt zu deutsch: ‚Es herrsche Gerechtigkeit, 

die Schelme in der Welt mögen auch insgesamt darüber zugrunde gehen‘“ (Kant 

2005, S. 46), was nichts weiter heißt, als daß „[d]ie politischen Maximen ... von dem 

reinen Prinzip der Rechtspflicht (...) ausgehen [müssen], die physischen Folgen dar-

aus mögen auch sein, welche sie wollen. Die Welt wird keineswegs dadurch unterge-

hen, daß der bösen Menschen weniger wird“ (Kant 2005, S. 47). Die – auch mit Mit-

teln der (militärischen) Gewalt vorgenommene – Verteidigung des Rechts gegen Akte 

des Unrechts ist also vom Prinzip her vollkommen legitim im Sinne des Kategorischen 

Imperativs und kompatibel mit einer Weltfriedensordnung wie Kant sie definiert. Frei-

lich relativiert dieser selbst anschließend jenen in seinen Augen „wackere[n], alle 

durch Arglist oder Gewalt vorgezeichnete krumme Wege abschneidende[n] Rechts-

grundsatz“ (Kant 2005, S. 46) in seinem apodiktisch erscheinenden Gehalt, indem er 

in bezug darauf ausführt, „daß er nicht mißverstanden, und etwa als Erlaubnis, sein 

eigenes Recht mit der größten Strenge zu benutzen ...“ (Kant 2005, S. 46f), interpre-

tiert werden darf. Daraus resultiert, daß, um dem Recht Geltung zu verschaffen, zwar 

in Kauf genommen werden darf, daß der bösen Menschen weniger wird, die gleichzei-

tige Vernichtung der (potentiell auch aller) guten Menschen zum Zwecke der Eliminie-

rung sämtlicher bösen bleibt schlechterdings illegitim – exakt dies jedoch impliziert in 

letzter Konsequenz jede nuklearwaffenbasierte Abschreckungs- und Kriegfüh-

rungsstrategie. Indem das etablierte sicherheitspolitische System der »mutual assu-

red destruction« die potentielle Aufhebung der Existenz ganzer Völker, mehr noch: 

der Gattung Mensch oder der Natur als Ganzer, riskiert, stellt es per se einen Verstoß 

gegen die unmittelbare Pflicht zum Frieden im Sinne Kants dar (vgl. Bastian 1987). 

Aber nicht nur das: Wenn obendrein nämlich das Töten unschuldiger Zivilisten zu poli-

tischen Zwecken nach landläufiger Definition als Terrorismus gilt, so konstituiert auch 

das hunderttausendfache Töten von Zivilisten mittels jener atomaren „Ungezieferver-

tilgungsmittel, bei denen diesmal der Mensch das Ungeziefer sein soll“ wie Gustav 

Heinemann sich dereinst während einer Bundestagsdebatte entrüstet hatte (vgl. 

Deutscher Bundestag 1958, S. 1063), einen Akt des Terrorismus‘, genauer gesagt: 

des Staatsterrorismus‘. Atomwaffen sind nichts anderes als Waffen des Staatsterro-

rismus‘. Wer sie anwendet, ist ein Terrorist, ein Staatsterrorist nämlich. Und daran 

ändert sich auch nichts, wenn er bei der Durchführung einer solchen Tat eine Uniform 

trägt – egal welcher Armee. Für all jene Soldaten, die sich an der nuklearen Massen-

vernichtung beteiligen, gilt das bekannte Verdikt des scharfzüngigen Publizisten und 
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leidenschaftlichen Pazifisten Kurt Tucholskys: Diese Soldaten sind unvermeidlich 

Mörder.  

Summa summarum folgt aus der Analyse der rechts- und moralphilosophischen 

sowie der (völker-)rechtlichen Aspekte der Nuklearwaffenproblematik zunächst für 

den einzelnen Angehörigen der Streitkräfte, daß jegliche Mitwirkung am Einsatz nuk-

learer Waffen oder auch nur der Androhung desselben evident illegal und überdies 

zutiefst unmoralisch wäre. Derartig gelagerte Bedenken wurden angesichts der be-

vorstehenden atomaren Vernichtung von Hiroshima und Nagasaki selbst in den US-

Streitkräften vereinzelt laut: Damals pochte Fleet Admiral William Leahy, Chef des 

Stabes und Mitglied der US-Delegation bei der Potsdamer Konferenz 1945, auf die 

traditionelle Soldatentugend, nicht vorsätzlich Zivilisten, Frauen und Kinder zu töten. 

Der atomare Bombenkrieg würde, wie er sich ausdrückte, „die Menschheit auf den 

ethischen Standard der Barbaren im finsteren Mittelalter zurückwerfen“ (zit. n. Bald 

1999, S. 26). Aus dieser unabweisbaren Erkenntnis jenes US-Admirals folgt für jeden 

Soldaten, der auch nur einen Funken Rechtsbewußtsein sowie Moral, Humanität oder 

auch soldatisches Ehrgefühl im Leibe besitzt, daß der Gedanke, Nuklearwaffen gegen 

unverteidigte Städte und schutzlose Frauen, Kinder und Greise einzusetzen26, unvor-

stellbar sein und Ungehorsam gegenüber derartigen, jegliche Rechts- und Moralvor-

stellung pervertierenden Befehlen zur höchsten Pflicht werden muß. In bestechender 

Weise auf exakt diesen Punkt gebracht hat diesen für jeden Soldaten schon immer 

geltenden kategorischen Imperativ viele Jahre später ein Justizminister der Vereinig-

ten Staaten von Amerika, Ramsey Clark, mit seinem denkwürdigen Diktum: „Die größ-

te Feigheit besteht darin, einem Befehl zu gehorchen, der eine moralisch nicht zu 

rechtfertigende Handlung fordert” (Clark 19931, S. 268). Folglich besitzen der Primat 

der Politik sowie die Pflicht zum Gehorsam Verbindlichkeit lediglich innerhalb der 

Grenzen von (Völker-)Recht und Gesetz, jenseits davon gilt der Primat des Gewis-

sens!  

Darüber hinaus resultiert daraus für die Streitkräfte insgesamt eine pädagogische 

Aufgabe: Sie müssen im Sinne Gustav Heinemanns bereit sein, sich in Frage stellen 

zu lassen und sich auch selbst in Frage stellen zugunsten besserer Lösungen. Auf 

den Punkt gebracht hatte letzterer diese zwingende Erkenntnis schon 1969, als er in 

seiner Rede zum Amtsantritt als Bundespräsident erklärte: „Ich sehe als erstes die 

Verpflichtung, dem Frieden zu dienen. Nicht der Krieg ist der Ernstfall, in dem der 

                                                           
26 Zur verheerenden Wirkung nuklearer Waffeneinsätze siehe United Nations 1982 sowie Crutzen/Hahn 

1985. 
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Mann sich zu bewähren habe, wie meine Generation in der kaiserlichen Zeit auf den 

Schulbänken lernte, sondern der Frieden ist der Ernstfall, in dem wir uns alle zu be-

währen haben. Hinter dem Frieden gibt es keine Existenz mehr“ (Heinemann 1969). 

Auch der bereits erwähnte Wolf Graf von Baudissin hegte bis zum Ende seiner 

Tage keinerlei Zweifel daran, „daß angesichts der Verwundbarkeit hochentwickelter 

Gesellschaften und der zerstörerischen Wirkung selbst der konventionellen Waffen 

Krieg kein verantwortbares Mittel zwischenstaatlicher Konfliktregelung mehr sein 

kann“ und daß „Kriegsverhütung und Entspannung … die Voraussetzung für akzep-

table Regelung der unausbleiblichen Konflikte zwischen Staatengruppen [ist], die sich 

in ihrer Andersartigkeit akzeptieren“ (Baudissin 1989). Unbestreitbar konstituierten 

von daher die Friedensbezogenheit ebenso wie der Friedensauftrag von Streitkräften 

für Baudissin zentrale Leitnormen seiner Konzeption der Inneren Führung (vgl. hierzu 

Bald 1995, S. 38ff). Die Erfahrungen aus dem Ost-West-Konflikt bestätigten diese Po-

sition durchschlagend und ließen ihn daraus die Quintessenz für den „mitverantwortli-

chen Staatsbürger“, gleich ob mit oder ohne Uniform, ziehen, nämlich: „Wir sind in 

unserer Friedensfähigkeit gefordert, d. h. zur Mithilfe gerufen, den Nicht-Krieg zu ei-

nem belastbaren Frieden wachsen zu lassen“ (Baudissin 1990, S. 33).  

Demzufolge besteht die Aufgabe von Streitkräften weiterhin nicht zuletzt darin, 

dabei mitzuhelfen, sich selbst überflüssig zu machen. Streitkräfte müssen an ihrer ei-

genen Abschaffung zugunsten einer Weltfriedensordnung Immanuel Kants mitarbei-

ten und hierfür die Beschränkung aufs militärische Denken und die Beschränktheit mi-

litärischen Denkens überwinden. Dies impliziert selbstredend die Demokratisierung 

von Streitkräften (siehe hierzu Rose 2011), um die tendenzielle Totalität der Institution 

Militär (Goffman 1972) zu überwinden. Die militärischen Strukturen einer Armee, die 

für sich den Frieden als Ernstfall definiert, dürfen nicht mehr primär kriegsnah, sie 

müssen zuallererst friedensadäquat sein. Erst wenn ein solches Selbstverständnis 

das Legitimationsfundament von Streitkräften bildet, erst dann ist Militär wirklich frie-

densfähig. 
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